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Horst Heimann

Demokratischer Sozialismus in Ost und West

Die Deutschland- und Ostpolitik: Anregungen zu einer konkreten Utopie

Die Deutschland- und Ostpolitik der Kleinen Koalition
— Anpassung an die Entspannungspolitik des Westens

Ist die Deutschland- und Ostpolitik der Kleinen
Koalition eine grundsédtzlich neue Politik —
was ihre Gegner der Bundesregierung vor-
werfen — oder nur die logische Konsequenz
der AuBenpolitik Adenauers, wie Vertreter der
Regierungsparteien zur Verteidigung und
Rechtfertigung dieser Politik erkldren?

Auf diese Frage ist nur eine differenzierende
Antwort zu geben: Die Politik der Kleinen
Koalition ist einerseits tatsédchlich nur die
logische Konsequenz und die notwendige
Ergénzung der AuBenpolitik Adenauers, aber
sie ist gleichzeitig auch eine Absage an die
im Zusammenhang mit dieser Politik propa-
gierten Doktrinen und Hoffnungen. Die von
der CDU/CSU gefiihrten Regierungen bezeich-
neten die politischen Entscheidungen, die in
der ersten Hailfte der fiinfziger Jahre zur
Integration der Bundesrepublik in den west-
lichen Block fiihrten, als Politik fiir die
Wiederherstellung eines einheitlichen deut-
schen Staates in den Grenzen von 1937. Der
zentrale Gedanke dieser Wiedervereinigungs-
politik war der Alleinvertretungsanspruch der
Bundesrepublik, der schon in der Pridambel
des Grundgesetzes angedeutet ist ') und durch
eine Erklirung von Bundeskanzler Adenauer
vor dem Bundestag am 21. Oktober 1949 Be-
standteil der Regierungspolitik wurde ®). Die-

') Nach der Feststellung, daB das deutsche Volk
in den Lindern ,kraft seiner verfassungsgebenden
Gewalt dieses Grundgesetz der Bundesrepublik
Deutschland beschlossen® hat, heiBt es in der Pré-
ambel des Grundgesetzes weiter: ,Es (das deutsche
Volk in den Lindern der Bundesrepublik, H. H.)
hat auch fiir jene Deutschen gehandelt, denen mit-
;'.umrken versagt war.”

) Aus der Tatsache, daB nur in der Bundesrepublik
freie Wahlen stattgefunden hatten, zog Bundes-
anzler Adenauer in seiner Erkldarung vom 21. Ok-
:-;?ber 1949 die SchluBfolgerung: ,Die Bundesrepu-
5 ik Deutsch_lancl ist somit bis zur Erreichung der
eulschen Einheit insgesamt die alleinige legiti-
:’ﬂﬂl:ie staatliche Organisation des deutschen Vol-
e5." In: Die Bemithungen der Bundesrepublik
um Wiederherstellung der Einheit Deutschlands
m‘;’?‘t gesamtdeutsche Wahlen, hrsg. vom Bundes-
19\]513? Esﬂlgm fir gesamtdeutsche Fragen, Bonn

" .

3

ser Alleinvertretungsanspruch ergab sich aus
der in der Bundesrepublik vorherrschenden
Meinung, daB die deutsche Teilung allein die
Folge der sowjetischen Politik sei, die einem
Teil des deutschen Volkes das Selbstbestim-
mungsrecht vorenthalte und ihm nicht ge-
statte, gemeinsam mit dem im Westen leben-
den Teil des deutschen Volkes am Aufbau einer
einheitlichen und demokratischen staatlichen
Organisation mitzuwirken. Wiedervereinigung
bedeutete unter diesem Gesichtspunkt fiir die
Bundesregierung, im Biindnis mit den West-
mdachten die Sowjetunion zu zwingen, die
«SBZ" freizugeben und folgenden Vorschlag
fiir die Wiederherstellung der deutschen Ein-
heit anzunehmen: Durchfithrung freier Wah-
len in ganz Deutschland, um das von der
Sowjetunion gegen den Willen der Bevdl-
kerung eingesetzte kommunistiche Regime in
der ,SBZ" zu beseitigen und eine gesamt-
deutsche Regierung zu bilden, die vollstindige
innen- und auBenpolitische Handlungsfreiheit

besitzt %),

Neben der Wiederbewaffnung und der Inte-
gration der Bundesrepublik in die westliche
Allianz bezeichnete die Bundesregierung in
ihren offentlichen Erkldrungen die Nichtaner-
kennung der DDR und der Oder-NeiBe-Grenze
sowie die Ablehnung von Kontakten mit Ver-
tretern der DDR als wirksame politische Mittel
fir die baldige Wiedervereinigung. Diese
Deutschland- und Ostpolitik, spédter ergédnzt
durch die Hallsteindoktrin, sollte die innere
Konsolidierung und die internationale Aner-
kennung der DDR verhindern und damit eine
wichtige politische und volkerrechtliche Vor-
aussetzung fiir die Wiedervereinigung nach
den Vorstellungen der Bundesregierung er-
halten, némlich fiir die Wiedervereinigung
durch Beseitigung des innenpolitisch nicht

3) Zur Selbstdarstellung der westlichen Wiederver-
einigungskonzeption ebd..
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konsolidierten und international nicht aner-
kannten zweiten deutschen Staates ‘).

Es gab und es gibt zahlreiche Argumente fiir
die Integration der Bundesrepublik in die
westliche Allianz, aber es gab kaum wirklich
rationale Argumente dafiir, daB diese Politik
zur Wiedervereinigung und zur Integration
ganz Deutschlands in den westlichen Block
fithren kénne. Wenn nach der Griindung der
Bundesrepublik und der DDR die Wiederver-
einigung tiberhaupt je mdglich war, dann nur
durch einen Kompromif zwischen Ost und
West, der einem wiedervereinigten und mili-
tarisch neutralisierten Deutschland eine Briik-
kenfunktion zwischen Ost und West zuge-
wiesen hitte%). Da nie in Verhandlungen
gepriift wurde, ob entsprechende Angebote der
Sowjetunion ernst gemeint waren, ist es nicht
gewiB, daB auf diesem Wege die Wiederver-
einigung tatsdchlich moglich war. Dagegen
war es aber von Anfang an gewiff, daB die
Integration der Bundesrepublik in den Westen
und die Forderung, auch das wiedervereinigte
Deutschland miisse das Recht haben, der west-
lichen Allianz beizutreten, die Wiederver-
einigung unmoglich machten, Denn eine Wie-
dervereinigung unter diesen Bedingungen
wiére nur moglich gewesen nach einem ent-

‘] Vgl. dazu Ernst R. Zivier, Die Nichtanerkennung
im modernen Vélkerrecht, Berlin 1967, S. 37. Zivier
stellt das Alleinvertretungsrecht der Bundesregie-
rung volkerrechtlich in den Zusammenhang mit
der Biirgerkriegstheorie, auf die sich auch Emst-
Wolfgang Bockenforde, Die Rechtsauffassung im
kommunistischen Staat, Miinchen 1967, 8. 97, be-
zieht. Aus der Identitdtstheorie ergibt sich nach
seiner Meinung, ,daB der rechtliche Status der
DDR nicht anders als der eines Rebellionsgebietes
erklart werden kann, das sich widerrechtlich dem
Herrschaftsanspruch der Bundesrepublik entzieht.
Das Verhéltnis zwischen Bundesrepublik und DDR
erscheint als das eines permanenten Biirgerkrie-
ges,” In dhnlichem Sinne schrieb Ernst Majonica,
auBenpolitischer Theoretiker der CDU/CSU-Frak-
tion, noch 1962 unter der Uberschrift ,Illusionslose
Deutschlandpolitik”, nur die sowjetische Interven-
tion werhindere, ,dafi das ganze deutsche Volk
sich die Ordnung in ganz Deutschland gibt, unter
der es leben will. Deéutschland ist demnach nicht
in zwei Staaten gespalten, wie die Zwei-Staaten-
Theorie Moskaus es will, Es stellt sich als freier
und besetzter Teil dar... Die Bundesrepublik ist
ihrer Ausdehnung nach ein Provisorium, Sie um-
falit noch nicht alle Deutschen. Sie ist es aber nicht
ihrer inneren Ordnung nach." Ernst Majonica,
INusionslose Deutschlandpolitik, in: Berlin und
keine Illusion, hrsg. von Ansgar Skriver, Hamburg
1962, S. 30.

%) Vgl. daza u. a. Paul Sethe, Zwischen Bonn und
Moskau, Frankfurl 1856; Gerd Meyer, Die sowje=
tische Deutschlandpolitik im Jahre 1952, Kéln 1970;
Klaus von Schubert, Wiederbewaffnung und West-
integration. Die innere Auseinandersetzung um
die militirische und auBenpolitische Orientierung
der Bundesrepublik 1950 bis 1852, Stuttgart 1970,
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scheidenden  machtpolitischen  Sieg
Westens iiber den Osten. Einen solchen
konnte man zwar wiinschen, aber eine A
aller relevanten politischen, 6konomischen 4
militdrischen Faktoren erlaubte zu kein“
Zeitpunkt die SchluBfolgerung, daB der We:

ein ausreichendes machtpolitisches und
tdrisches Ubergewicht erlangen kénne, mn_ﬁu
Sowjetunion seinen Willen aufzuzwingen,

Nicht nur Gegner der AuBenpolitik Ade-
nauers, wie z, B, Paul Sethe, Peter Bender,
Graf von Krodkow, Georg-Wilhelm Zicken.
heimer®) waren und sind der Auffassun
daB die Westintegration die Sowjetunion nicht
veranlassen konnte, die DDR aufzugeben. Auch
Jirgen Weber, der eine Wiederverei
auf der Grundlage der militdrischen Naum
sierung weder fiir méglich noch fiir '
wert hielt, gelangte zu der SchlufBifol
«Zwar hatte die damals von der Bundesraghp
rung und den Westméchten gepflegte Athﬁ
tionstheorie, wonach ein starker Westen
eine wirtschaftlich gesunde Bundesrepﬂm
die Sowjetunion dazu veranlassen km
die DDR fallenzulassen und nach einem
fiir Deutschland giinstigen Ausgleich zu luM
etwas Verfiihrerisches, weil sie die Forderung
nach Wiedervereinigung mit der Politik der
Westintegration verband. Doch sie war irreal
und entsprach einem gefdhrlichen Wunsde
denken." 7)

Als sich die Bundesregierung fiir die Integra-
tion in den Westen entschied, entschied sie
sich damit auch fiir die Fortdauer der deutschen
Teilung und fiir die Existenz von zwei deut:
schen Staaten. Spitestens 1955, nach Vollzug:
dieser Integration, wire es daher die Pflicit
des Bundeskanzlers gewesen, dem deutschen
Volk in Ost und West unmiBverstandlich zu
erkldren: , Wir miissen jedenfalls zur Kenntnis
nehmen, daff eine Wiedervereinigung im ur-
spriinglichen Sinne nicht mehr moglich st
Und der Bundeskanzler hat die Pflicht, seim
Volk die Wahrheit zu sagen, auch wenh sié
bitter ist," Aber es war nicht Adenauer, !
1955 diese bittere Wahrheit sagte,

Willy Brandt, der fiinfzehn Jahre spﬁter m'
deutschen Volk diese Konsequenz der :

% Paul Sethe, a.a. O.; Peter Bender, Oﬂamw
spannung, K6ln 1964%; ders., Zehn Griinde m‘*‘*
Anerkennung, Frankfurt 1968; Christian Graf
Krockow, Voraussetzungen und Wirkungen
realistischen Deutschlandpolitik, in: xomm
oder Thesen, Analysen und Dokumente FJ
Deutschlandpolitik, hrsg. von Heinrich AlbertZ
%i}tﬂd‘l Goldschmidt, Reinbek b;: Hamburg,
irgen Weber, Zu den kritischen

Georg-Wilhelm Zickenheimers, in: Aus ml‘“
Zeitgeschichte, B 40/70, 3. Oktober 1970, S

i
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! gen . Wiedervereinigungspolitik” mitteilte ),

. Indem die Regierung Brandt/Scheel aus der
Westintegration die logische Konsequenz ge-
zogen hat, gefdhrdet sie keineswegs das Biind-
dis mit den Westméchten, sondern sie hat im
Gegenteil die deutsche Politik der seit Mitte
der fiinfziger Jahre beginnenden Koexistenz-
politik unserer westlichen Verbiindeten ange-
paBt und einer zunehmenden Isolierung der
Bundesrepublik innerhalb der westlichen Al-
lianz entgegengewirkt.

Die traditionelle Wiedervereinigungskonzep-
tion, die wéhrend des Kalten Krieges ver-
faBt wurde, war ein Bestandteil der amerika-
nischen Ostpolitik des ,roll back”, mit der
John Foster Dulles die unterdriickten Vélker
vom Kommunismus befreien und den Ost-
West-Konflikt durch den Sieg des Westens
iilber den Osten entscheiden wollte. Als je-
doch in der zweiten Hdlfte der filnfziger Jahre
die Politik der Stirke und der Befreiung
faktisch aufgegeben und Anfang der sechziger
Jahre unter Kennedy ausdricklich durch die
Friedensstrategie ersetzt wurde, geriet die
deutsche Wiedervereinigungs- und Ostpolitik
in einen jede eigene Aktivitat ldhmenden
Gegensatz zur Koexistenzpolitik unserer west-
lichen Verbiindeten und wurde somit zu einem
Anachronismus, Riidiger Altmann, gewiB kein
linksradikaler Kritiker der Deutschland- und
Ostpolitik Adenauers, sprach 1962 von einem
Niedergang der deutschen AuBenpolitik, weil
die Bundesregierung auf eigene Initiativen
verzichte und sich von der Maxime leiten
lasse: weder handeln noch verhandeln®), Fiir
den Fall, daB sich die vorherrschende Ten-
denz der AuBenpolitik weiter verstirke, drohe
«eine schwerwiegende, fast irreversible poli-
tische Niederlage der Bundesrepublik” '%).

Solange die Bundesregierung an einer
deutschland- und ostpolitischen Konzeption
festhielt, die nicht nur wegen des atomaren
Gleichgewichts zwischen Ost und West irreal,
sondern auch mit der Entspannungspolitik
unserer westlichen Verbiindeten unvereinbar
war, verurteilte sie sich selbst zur Inaktivitat.
Denn um auch weiterhin die anspruchsvollen,
aber unerreichbaren Ziele der Wiederver-
einiqungskonzeption — fiir deren Verwirk-
——

") Willy Brandt in einem Interview mit der Welt
am Sonntag am 1, Februar 1970,

" Ridiger Altmann, Das deutsche Risiko — AuBen-

Politische Perspektiven, Stuttgart 1962, S. 82.
“) Ebd., S. 118, o o

lichung sie nichts tun konnte — propagieren
zu konnen, verzichtete sie dariiber hinaus,
etwas filir bescheidenere, dafiir aber erreich-
bare Ziele zu tun; fiir Ziele, die im Interesse
der Entspannung und auch im Interesse der
Beviélkerung beider deutscher Staaten lagen.
Indem die Regierung Brandt/Scheel die
Deutschland- und Ostpolitik der westlichen
Koexistenzpolitik angepaBt und auf unerreich-
bare und illusiondre Ziele und Forderungen
verzichtet hat, hat sie fiir die Bundesregierung
erst wieder die Mdglichkeit geschaffen, aktiv
an der Ostpolitik mitzuwirken und etwas fiir
erreichbare Ziele zu tun. Wie Meinungsum-
fragen gezeigt haben, billigt auch die Mehr-
heit der Bevélkerung in der Bundesrepublik
die neue Deutschland- und Ostpolitik ') und
teilt offensichtlich nicht den Vorwurf, die
Bundesregierung habe auf erreichbare Ziele
deutscher Politik verzichtet.

Eine Kritik an der neuen Politik kann nicht
von dem Argument ausgehen, daB die alte
Politik besser war, sondern nur von den Un-
zuldnglichkeiten, die in der neuen Politik
selbst zu finden sind. Eine dieser Unzuléng-
lichkeiten ist darin zu sehen, daB es der
Bundesregierung noch nicht gelungen ist, mit
derselben Eindeutigkeit und Klarheit, mit der
sie die illusiondre Perspektive der alten Wie-
dervereinigungskonzeption aufgegeben hat,
eine neue, realistische und langfristige Per-
spektive ihrer neuen Politik zu entwickeln.
So kann der Eindruck entstehen, es handle
sich bei der neuen Politik nur um eine rein
aktuell-pragmatische Entspannungspolitik.

Trotz dieser Unzulénglichkeit ist jedoch die
neue Politik nicht nur unter auBenpolitischen,
sondern vor allem unter innenpolitischen Ge-
sichtspunkten als groBer Fortschritt und als
ein Erfolg progressiver innenpolitischer Ten-
denzen anzusehen. Um diese positive Beur-
teilung der neuen Politik unter innenpoliti-
schen Gesichtspunkten zu begriinden, ist zu-
ndchst kurz zu untersuchen, warum frithere
Regierungen solange an einer Wiederver-
einigungskonzeption festgehalten haben, deren
illusiondrer Charakter zu erkennen war, Der
Schliissel zur Antwort auf diese Frage liegt
in der These, daB die Illusionen der alten
Politik besonders deshalb solange lebensfihig
waren, weil sie gleichzeitig realen Interessen
bestimmter sozialer und politischer Gruppen
dienten.

1) Vgl. Die ZEIT, 26. Mérz 1971, S. 3.
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Die Grundlage der traditionellen Wiedervereinigungskonzeption

Die Frage, welche Ziele und Interessen die
Anhédnger der traditionellen Wiedervereini-
gungs- und Ostpolitik verfolgten und welche
innenpolitische Funktion diese Politik hatte,
untersuchte Christian Graf von Krockow in
seinem Beitrag zu dem 1969 von Heinrich
Albertz und Dietrich Goldschmidt herausge-
gebenen Taschenbuch zur Deutschlandpoli-
tik 1*). Dabei ging er von der Beobachtung
aus, daB von den innenpolitischen Implika-
tionen der bisherigen und einer eventuellen
neuen Deutschland- und Ostpolitik in der Bun-
desrepublik wenig gesprochen werde, ,fast so,
als seien solche Zusammenhdnge gar nicht
vorhanden” und als wiirden Entscheidungen
auf diesem Gebiet ,gewissermaBen aus dem
gesellschaftspolitischen Nichts geboren” %),

Diesem Eindruck stellte er die Auffassung
entgegen, daB es fiir das Festhalten an der
irrealen Wiedervereinigungskonzeption Griin-
de gegeben haben miisse: ,Denn auch Politiker
und Parteien handeln ja nicht aus perver-
tiertem SpaB unwahrhaftig und irreal.” ')
Aus einer Analyse mehrerer innenpolitischer
Faktoren zieht von Krodkow die Schlufifolge-
rung: ,Fiir die Bundesrepublik in ihrem Ver-
héltnis zur DDR scheint es deshalb evident
zu sein, daB die Politik der Verkeizerung,
welche in Alleinvertretungsanpruch, Hall-
steindoktrin und Nichtanerkennung ihren for-
mellen Ausdruck fand, in sozio-6konomischen
und machtpolitischen Strukturen innerhalb der
Bundesrepublik begriindet oder mindestens
mitbegriindet liegt. Es ging und geht darum,
diese Strukturen gegen Kritik, gegen ihre
mdégliche Transformation, gegen alle Reform-
bestrebungen im Sinne progressiver Funda-
mentaldemokratisierung abzusichern. Die Pro-
jektion der inneren Spannungen nach auBlen
bei ihrer gleichzeitigen Aufgipfelung zu einem
radikalen Freund-Feind-Verhaltnis ist so ge-
sehen auf ihre Weise durchaus realistisch:
Sie dient realen Interessen als wesentliches
Mittel ihrer Durchsetzung wund Durchhal-
tung.” 19)

Die These, daB die Wiedervereinigungspolitik
gar keine ,auBenpolitische Konzeption fiir die
Wiederherstellung der staatlichen Einheit
Deutschlands (war), sondern ein innenpoliti-
sches Propagandainstrument gegen progres-
sive und sozialistische Tendenzen und fiir die

1) Christian Graf von Krockow, a.a. 0., S. 45—57.
13) Ebd. S. 45.
M) Ehd. S. 47.
15) Ebd. S. 55.
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endgiiltige Wiederherstellung und Stabﬂi.ﬁ:
rung der konservativen und kapitalistischen
Gesellschaftsordnung in der Bundesrepuy-
blik" 1%), ist besser zu verstehen, wenn wir sie
einordnen in den Zusammenhang einer Ana-
lyse der innenpolitischen Voraussetzungen und
Konsequenzen des Ost-West-Konfliktes und
des Kalten Krieges in den anderen Léindem
des Ostens und des Westens. Denn wenn
auch die Wiedervereinigung fiir fast alle
Deutschen grundsétzlich ein erstrebenswertes
Ziel war, so bedeutete doch die spezifische
Wiedervereinigungskonzeption primar eine
Anwendung der westlichen Strategie des Kal-
ten Krieges und des Antikommunismus auf
Deutschland. '

Der Kalte Krieg hat nicht nur die interna-
tionale Entwicklung in eine weniger konstruk-
tive und friedliche Richtung gelenkt, als viele
in den letzten Jahren des Zweiten Weltkrieges:
erwartet hatten, er hat auch begriindete Hoif-
nungen auf innenpolitische Erneuerungen |
Ost und West weitgehend zunichte _
Wihrend in der Sowjetunion undogmatisde
Kommunisten mit einer innenpolitischen Auf-
lockerung, Demokratisierung und Liberalisie-
rung rechneten !7), waren in Westeuropa die
linken und sozialistischen Kréfte nach dem
Ende des Zweiten Weltkrieges so stark gewor-
den, daB der Aufbau einer neuen Gesell-
schafts- und Wirtschaftsordnung des demo-
kratischen Sozialismus, eines Dritten Weges
zwischen amerikanischem Kapitalismus und

1) Leitartikel in: Berliner Blétter fiir Sozialdemo:
kraten, Nr. 1/2, Februar 1970, S. 1. ;

17) Wolfgang Leonhard, Die Revolution entlit
ihre Kinder, Berlin 1955, berichtet fiber Diskussio-
nen mit kritischen jungen Kommunisten ﬂlh
SU, von denen die meisten hofften, daB nach dem
Kriege das Leben in der SU etwas freier und un-
gezwungener werden koénnte: ,Was wir wunsd
ten, war nichts weiter als innerhalb dieses Sy
stems — ein anderes konnte ich mir zu jener m
gar nicht vorstellen — etwas freier und ungezwut=
gener leben zu kénnen und stirkeren geistigen
Kontakt mit dem Ausland zu haben” f(a.&0s
S. 128). Auch mit der Entwicklung in Westeuropd
nach dem Krieg verbanden kritische Komsomolzen
grofie Erwartungen. ,Wir alle hegten 5 die
grofe Hoffnung, daB mit dem Sieg idber den ¥
schismus in Wesleuropa etwas ,ganz Neues ente
stehen, sich eine gewaltige gesellschaftliche Um*
wilzung vollziehen wiirde. Wir glaubten an einét.
groBen Aufschwung, an eine Neugeburt — €iRE=
von uns gebrauchten sogar das Wort Renais'.
sance —, an die Herausbildung neuer sozialist
scher Bewegungen und an die Entstehung euef
sozialistischer Staaten, die in vieler I-ﬂnﬁi‘-ﬂ'::
:éer;l‘”sain wiirden als die Sowjetunion.” (a.&




al

ngtisdlem Stalinismus, eine reale Chance
zu haben schien '*). Der Kalte Krieg jedach,
die auenpolitische Bedrohung, stdrkte in den
innenpolitischen Auseinandersetzungen im
Westen die konservativen und prokapitalisti-
schen Krédfte und im Osten die dogmatisch-
stalinistischen Tendenzen. Das abstoflende Bild
des Stalinismus trug wesentlich dazu bei, daB
sich im BewubBtsein breiter Bevalkerungsschich-
ten die Idee des Sozialismus von einer Hoff-
nung in ein Schreckgespenst verwandelte, So-
wohl im Westen als auch im Osten war der
Kalte Krieg ein psychelogisch wirksames Mit-
tel, um das kritische BewuBtsein der Bevdl-
kerung auf einen dufleren Konflikt zu fixieren
und ven inneren Konflikten und Schwierig-
keiten abzulenken, sowie innenpolitische Kriti-
ker als Agenten oder ,niitzliche Idinoten" des
auflienpolitischen Feindes zu diffamieren '?),

Das Festhalten an der irrealen Wiederver-
ginigungskonzeption auch nach vollzogener
Integration in den Westen hatte, wenn auch
nicht fiir alle den bewufiten Zwedk, so doch
die Konsequenz, den psychologisch wirksamen
Medhanismus des Kalten Krieges fiir innen-
politische Zwecke auch in der Phase der
relativen Entspannung zwischen Ost und West
funktionsfahig zu erhalten, Die Folge davon
war nicht nur ein auBenpolitischer, sondern
auch ein innenpolitischer Immobilismus der
Bundesrepublik, Da die fritheren Bundesre-
gierungen das politische Interesse auf uner-
reichbare auBenpolitische Ziele fixierten und
damit von den notwendigen inneren Reformen

ablenkten oder diese relativierten, muBten
diejenigen, die innere Reformen verwirklichen
wollten, gleichzeitig fiir eine neue Deutsch-
land- und Ostpolitik eintreten, In einer ,Denk-
schrift fiir eine realistische Deutschlandpolitik”
wollten die Unterzeichner (u. a. Heinrich
Albertz, William Borm, Ossip K, Flechtheim,
Ludwig von Friedeburg, Helmut Gollwitzer,
Hartmut von Hentig, Christian Graf von
Krockow, Kurt Leopold, Erich Miiller-Gangloff,
Harry Pross, Hansjakob Stehle) der neuen
Regierung, die nach den Wahlen vom 28, Sep-
tember 1969 gebildet werden wiirde, Anregun-
gen fiir ein neues politisches Konzept geben.
Sie schrieben: ,Die Sicherheitspolitik, der
wirtschaftliche Wiederaufbau und die Wieder-
vereinigung haben bisher die ersten Pldtze
in der politischen Wertskala der bundes-
deutschen Politik eingenommen. Dadurch wur-
de von drédngenden innenpolitischen Prable-
men abgelenkt und ihre Lésung wversdumt,
Erst eine Befreiung aus selbst geschaffenen
Zwingen der Aufien- und Innenpolitik 1adfit die
nitigen Energien fiir die tiberfdllige Reform
der gesellschaftlichen Strukturen frei wer-
den." *")

Indem die Regierung Brandi/Scheel durch die
neue Deutschland- und Ostpolitik die Politik
der Bundesrepublik von diesen Zwéngen be-
freite, hat sie nicht nur fiir die AuBenpolitik,
sondern auch fiir eine Politik der inneren
Reformen ,den Weg nach vern® zu éffnen
versucht und notwendige Energien fiir erreich-
bare Ziele freigesetzt,

Wiedervereinigungskonzeption und politischer Irrationalismus

D}e These, daBi die {raditionelle Wiederver-
ﬁ]nigungspolitik in den innenpolitischen Aus-
enandersetzungen den konservativ-prokapita-
listischen Kraften diente, darf nicht im Sinne

") In England regierte die Labour-Party, in Frank-
teidh und Ialien Koalitionsregierungen von Kom-
munisten, Sozialdemokralen und Christdemokra-
len, die den Kapitalismus als eine iiberlebte Ord-
:“nﬁ ansahen; in Deutschland forderte nicht nur
ie SPD, sondern auch die CDU die Vergesell-
Eclhlﬂung der Grundstoffindustrie. Kurt Schuma-
- er erklirte in ginem programmatisehen Aufruf im
ommer 1945; ,Auf der Tagesordnung steht heute
e der entscheidende Punkt die Abschaffung der
Pitalistischen Ausbeutung und die Uberfﬁﬂrung
B:'i Produktionsmittel aus der Hand der grofen
Lesk‘.ﬂndan in gesellschaftliches Eigentum, die
ter? ;‘t‘l | der gesamten Wirtschaft nicht nach priva-
- 0 !lnt'eressen. sondern nach den Grundsil-
Kmvn!kwlrtsdmftlidmr notwendiger Planung.”
i Schumacher, Reden und Schriften, hrsg. von
&‘g?’ Stholz und W, G, Oschilewski, Berlin 1953,

7

einer ,Verschwoérertheorie” miBverstanden
werden, nach der ,die Kapitalisten” oder
«das Kapital” sich bewuBt diese Konzeption
fiir diesen Zweck ausgedacht haben. Wenn
auch nicht wenige Vertreter der wirtschaft-
lichen und politischen Fiithrungsgruppen die
Vorteile der antikommunistischen Ideologie
erkannt und bewuBt fiir ihre Interessen ein-
gesetzt haben, ohne selbst daran zu glauben,
so erkldrt das noch nicht, warum die Wieder-
vereinigungsideologie auch das politische
Denken und Verhalten der groBen Mehrheit
jener Bevdlkerungskreise weitgehend be-
stimmte, die kein persénliches Interesse an
der Restauration und Stabilisierung des Kapi-
talismus haben konnten. Dariiber hinaus ist

" Vgl. H, Heimann, Freiheit als Idee und Ideolo-
gie, in: Der MONAT, April 1966,
*) Konsequenzen...a, a. 0O, S, 10,
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auch nicht zu leugnen, daB zahlreiche Politiker
und Journalisten, die die Wiedervereinigungs-
konzeption ausarbeiteten, begriindeten und
propagierten, ehrlich daran glaubten und sie
nicht als innenpolitisches Manipulationsinstru-
ment mifbrauchen wollten. Es muB also neben
den o6konomischen Interessen noch andere
Faktoren gegeben haben, die erkldaren, warum
zahlreiche Deutsche die frithere Deutschland-
und Ostpolitik so lange fiir eine Politik
hielten, die tatsdchlich zur Wiederherstellung
der deutschen Einheit fithren wiirde.

Ein entscheidender Faktor ist im irrational-
emotionalen politischen Denken zu sehen,
das im Gegensatz steht zum kritisch-rationalen
Denken.

Um die Merkmale und Folgen des politischen
Irrationalismus darzustellen und die Bedin-
gungen rationalen politischen Denkens und
Handelns herauszuarbeiten, ist von der Tat-
sache auszugehen, daB sich menschliches Er-
kennen und Denken in zwei Dimensionen
vollziehen und zwei Funktionen erfiillen, die
sowohl voneinander zu unterscheiden sind
als auch gleichzeitig eine dialektische Ein-
heit bilden: Die erste Dimension und Funktion
ist das empirische Erkennen der &uBeren,
objektiven Wirklichkeit, das Erkennen wvon
Tatsachen, sachlichen Zusammenhdangen, Struk-
turen und GesetzméBigkeiten, die unabhangig
sind von den subjektiven Meinungen, morali-
schen Urteilen und Bedirfnissen der erken-
nenden Menschen. In der zweiten Dimension
des Denkens geht es nicht um die Erkenntnis
der objektiven Wirklichkeit, sondern um Ein-
sichten in Wert- und Sinnzusammenhédnge,
um die Beurteilung und Bewertung der Wirk-
lichkeit im Zusammenhang mit subjektiven
Meinungen, Gefiihlen und Bediirfnissen.

Entsprechend diesen beiden Dimensionen des
Denkzns kénnen nach Ernst Topitsch auch
zwei verschiedene Funktionen der Sprache
unterschieden werden *'), und zwar eine infor-
mativ-darstellende und eine normativ-emo-
tionale Funktion. Waihrend informativ-dar-
stellende Aussagen anhand der Wirklich-
keit zu verifizieren oder falsifizieren sind,
kénnen normativ-emotionale Aussagen nicht
im gleichen MaBe auf einen objektiven
Wahrheitsgehalt hin {iberpriift werden, weil
sie subjektive Wertungen, Empfindungen,
Spekulationen usw. enthalten, die weder als
wahr noch als falsch zu bezeichnen sind. Die
Vertreter einer positivistischen Wissenschafts-
konzeption schlieBen daraus, daB die Wissen-

) Ernst Topitsch, Sprachlogische Probleme der
sozialwissenschafilichen Theoriebildung, in: Logik
der Sozialwissenschaften, Kéln/Berlin 19668 S. 10.
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schaft, die nach objektiven Erkenntnissen
strebt, sich auf die erste Dimension des Den-
kens und Erkennens beschranken muB.

Fiir das praktische Leben der Menschen sind
dagegen beide Dimensionen und Funktionen
des Denkens unentbehrlich. Das normatiy-
emotionale Denken, das vor allem mit dep
in den Geisteswissenschaften entwickelten
Methoden der intuitiven, spekulativen oder
hermeneutischen Reflexion arbeitet, vermittelt
dem Menschen handlungsmotivierende Ein-
sichten, Indem es nach dem Sinn und Zweck
der menschlichen Existenz fragt und die fak-
tisch vorgefundene Welt beurteilt und bewer-
tet, begriindet es philosophische, religiose,
sittliche und weltanschauliche Uberzeugungen
und Haltungen, die dem Menschen sagen, wa-
rum und fir welche Ziele er leben und han-
deln soll. Diese zweite Dimension des Den-
kens vermittelt ihm aber kein handlungsorien-
tierendes Wissen, das ihm zu sagen vermag,
wie und mit welchen Mitteln er die durch
normativ-emotionales Denken ermittelten
Ziele und Zwecke praktisch verwirklichen
kann.

Dieses fiir verniinftiges Handeln unentbehr-
liche handlungsorientierende Wissen ist nur
in der ersten Dimension des empirischen Er-
kennens der Wirklichkeit zu erwerben. Ob-
wohl es im Bereich der sozialen Wirklichkeit
infolge der subjektiven menschlichen Faktoren
keine liickenlose Kausalitat gibt, die so exakie
Prognosen ermdéglicht wie im Bereich der
Natur, gibt es dennoch auch dort erkennbare
GesetzméabBigkeiten und Strukturen mensd-
lichen Denkens und Verhaltens, deren Kennt-
nis die Menschen befdhigt, zweckrational zu
handeln, das heiBt, wenigstens anndhernd vor-
auszusehen, zu welchen Ergebnissen bestimmie
Entscheidungen und Handlungen fiithren, baw.
zu erkennen, mit welchen Mitteln welche
Ergebnisse zu erzielen sind. Wer dagegen
nicht in der Lage ist, diese GesetzmaBigkeiten
der sozialen Wirklichkeit empirisch zu erken-
nen, kann nicht zweckrational, sondern mu
irrational handeln. Er kann seine praktischen
Entscheidungen, die Wahl bestimmter Mittel
und Methoden, nur normativ-emotional be
grinden, indem er beteuert, daf sie aus
einer guten sittlichen Haltung und in Uber
einstimmung mit anerkannten Normen und
Prinzipien geféllt wurden. Aber er kann sié
nicht rational begriinden, indem er mit Hilfe
einer Zwecdk-Mittel-Analyse zu zeigen Vﬂf’
sucht, daB bestimmte Mittel und Methoden
mit groBer Wahrscheinlichkeit zu den g&
wiinschten Ergebnissen fithren. Irrationales
Denken und Verhalten bedeutet in diesem

Sinne, unfdhig zu sein, zu erkennen,
o |




welchen Mitteln bestimmte Ziele zu verwirk-
lichen sind und unfdhig zu sein, wenigstens
annahernd vorauszusehen, welche Konsequen-
zen bestimmte Entscheidungen haben, so daB
die Ergebnisse nicht mit den angestrebten
Zielen iibereinstimmen und oft Konsequenzen
gintreten, die man nicht wiinschte, sondern
gerade hatte vermeiden wollen.

Zweckrationales Denken und Handeln, das
die Konsequenzen von Entscheidungen zu
kalkulieren vermag, setzt keineswegs den
Verzicht auf normativ-emotionales Denken
voraus. Denn es ist nicht irrational, sondern
es gehort zum Wesen des Menschen, wenn
er durch normativ-emotionales Denken die
Grenzen des empirischen Denkens und der
reinen Vernunft iiberschreitet, wenn er die
Welt nicht nur empirisch erkennen, sondern
auch bewerten will, wenn er Ideen und Ziel-
vorstellungen entwickelt, die die Erfahrung
und die Logik weder als ,falsch” widerlegen
noch als ,wahr" beweisen konnen. Der
Irrationalismus entsteht erst, wenn das Den-
ken eindimensional wird, wenn das normativ-
emotionale das empirisch-analytische Denken
so weitgehend ,iiberwuchert” und verdrdngt
hat, daB Werturteile und Zielvorstellungen
zu falschen Aussagen iiber die Wirklichkeit
fiihren, die sehr wohl — im Gegensatz zu
normativ-emotionalen Aussagen — durch die
Erfahrung und die Vernunft widerlegt werden
kénnen. Denn es sind nicht Werturteile, Ideen,
Zielvorstellungen, die verniinftiges Handeln
verhindern, sondern es sind unzureichende
oder falsche Aussagen iiber die soziale Wirk-
lichkeit, die es unmoglich machen, die Konse-
quenzen bestimmter Entscheidungen zu kalku-
lieren und die soziale Entwicklung bewuBt zu
beeinflussen.

Die Vorherrschaft eindimensional normativ-
emotionalen und spekulativen Denkens héngt
€ng zusammen mit bestimmten Entwicklungs-
stufen der Gesellschaft und des BewuBtseins,
auf denen es fast unumgénglich ist, den
Mangel an positivem und empirischem Wissen
iiber die Wirklichkeit durch spekulative Inter-
pretationen auszugleichen. Auf diesen niedri-
gen Entwicklungsstufen, die zumeist gekenn-
zeichnet sind durch hierarchische Strukturen
df!r Gesellschaft und des BewuBtseins, werden
nicht nur normativ-emotionale Aussagen, son-
dern auch Aussagen {iiber die tatsédchliche
Beschaffenheit von Natur und Gesellschaft
nicht empirisch und logisch begriindet, son-
dern normativ-autoritdr, namlich unter Beru-
fIfI!Q auf Autorititen, auf ewige Werte oder
fine gottliche Offenbarung. Auf diese Weise
Werden die bestehenden Verhiltnisse, die
Vorherrschenden Ideen und Normen wie auch

die Interpretationen der Wirklichkeit der ratio-
nalen Kritik und bewubBter Korrektur und
Weiterentwicklung entzogen.

Aufkldarung und Rationalismus, die es in An-
satzen in allen historischen Phasen gibt, er-
kennen diese autoritdre und rein normative
Rechtfertiqung nicht mehr an; sie setzen alle
Verhdlinisse und Ideen der Kritik durch die
Erfahrung und die Vernunft aus. Auf diese
Weise sind sie der geistige Ausdruck von
sozialen und politischen Bewegungen, die
autoritdre Strukturen der Gesellschaft und des
BewubBtseins sowie den damit zusammenhin-
genden politischen Irrationalismus stdndig in
Frage stellen. Die geistige Auseinandersetzung
zwischen politischem Irrationalismus wund
kritisch-rationalem Denken ist daher letztlich
Ausdruck einer politischen Auseinander-
setzung zwischen antidemokratisch-autori-
taren und demokratisch-emanzipatorischen
Tendenzen,

Um die geistigen Grundlagen fiir demokra-
tisches und rationales Verhalten zu starken,
ist es daher erforderlich, den politischen
Irrationalismus einzudémmen und die Faktoren
zu erkennen, die ihn begiinstigen. Die Teilung
Deutschlands, die Atmosphédre des Kalten
Krieges und die traditionelle 'Wiedervereini-
gungskonzeption waren solche Faktoren, die
kritisch-rationales Denken hemmten und die
Wiederbelebung des deutschen Irrationalismus
forderten. Denn als geféhrlich empfundene
Situationen, in denen eigentlich ein besonders
verniinftiges und rational kalkulierendes Ver-
halten angemessen ist, verstirken gerade die
Neigung vieler Menschen, sich in tréstliche
Illusionen zu fliichten, Emotionen an die Stelle
niichternen Denkens zu setzen und alle Schwie-
rigkeiten mit Hilfe eines undifferenzierten
Freund-Feind-Schemas zu erkldren.

Wihrend nach dem Ersten Weltkrieg das
Erlebnis der militdrischen Niederlage in brei-
ten Kreisen der deutschen Bevdlkerung das
emotionale Freund-Feind-Denken verstarkte,
das zu einer wichtigen psychologischen Grund-
lage fiir die Erfolge der Nationalsozialisten
wurde, entwickelte sich das politische Denken
nach dem Zweiten Weltkrieg in einer inkon-
sequenten Doppelgleisigkeit: Gegeniiber den
westlichen Nachbarn wurde durch sachliche
Informationen und Abbau des Freund-Feind-
Denkens die psychologische Grundlage fiir
einen Neuanfang, fiir Versthnung und Zu-
sammenarbeit geschaffen. Dagegen wurde ge-
geniiber dem Osten das emotionale Freund-
Feind-Denken mit Hilfe der traditionellen
Wiedervereinigungskonzeption am Leben er-
halten. Die Wiedervereinigungspropaganda
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enthielt kaum sachliche Informationen iiber
die Ursachen und die politischen Zusammen-
hénge der deutschen Teilung, sondern man
bediente sich mehr der wahltaktisch wirksame-
ren Methode, den bolschewistischen Todfeind
als Schuldigen an der Spaltung moralisch zu
verdammen und die innenpolitischen Gegner
und Kritiker der offiziellen Wiedervereini-
gungskonzeption zu Verbiindeten und Agenten
dieses Feindes zu stempeln.

Im Klima des Kalten Krieges propagierte und
verteidigte die Bundesregierung ihre Politik
nicht mit rationalen Argumenten, um zu
zeigen, daB ihre politischen Entscheidungen
und Forderungen die erstrebte Wiederver-
einigung tatsdchlich herbeifiihren konnten,
sondern sie begniigte sich vielmehr mit der
permanenten Wiederholing von moralisieren-
den und emotionalen Schlagworten, die be-
weisén sollten, daB diese Politik mit den von
allen anerkannten Prinzipien und Glaubens-
bekenntnissen tibereinstimmte. Die deutsche
Wiedervereinigung war also nicht eine Auf-
gabe fiir ,richtiges” politisches Denken, son-
dern eine Sache des ,rechten” Glaubens. Weil
rationales Denken nachzuweisen vermochte,
daB die Westintegration der Bundesrepublik
die Wiedervereinigung unmoglich machte,
wurde die Wiedervereinigungspolitik der ra-
tionalen Diskussion und Kritik enizogen, in-
dem sie zu einem fiir alle guten Deutschen ver-
bindlichen Glaubensartikel iiberhdht wurde.
Wihrend Glaube im religiosen Denken aber
nur bedeutet, etwas fiir wahr zu halten, was
die Vernunft und die Erfahrung weder be-
weisen noch widerlegen koénnen, verlangte
der Glaube an die Wiedervereinigung, etwas
fiir wahkr zu halten, was die Vernunft und
die Erfahrung sehr wohl als falsch widerlegen
konnten.

Der Irrationalismus der Wiedervereinigungs-
konzention enthielt eine latente Gefahr, die
noch weit gréBer war als der innen- und
auBenpolitische Immobilismus der detitschen
Politik, der in den sechziger Jahren offen sicht-
bar wurde. Rildiger Altman schrieb 1962 in
seiner Analyse der auBenpolitischen Perspek-
tiven der Bundesrepublik, daB zwar kein deut-
scher Politiker den Krieg wiinsche, aber die
letzte innere Konsequenz dieser Politik wie
1914 nur der Krieg sein konne *), War es nicht
in der Tat ein gefdhrliches Spiel mit dem
Feuer, sich einerseits durch die Westintegra-

) Riidiger Altmann, a a O < 113
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tion fiir die Existenz von zwel deulschen

ten zu entscheiden, andererseits aber die natip-
nalen Emotionen und das politische Wolley
des deutschen Volkes auf die nationalstagh
liche Wiedervereinigung 2zu fixieren und g
zu Bedingungen zu fordern, die nur nach eifien
militarischen Sieg des Westens uber den Oslen
durchzusetzen waren? Oder glaubten die Bs
firworter der traditionellen Politik tatsdchlid,
daB die Sowjetunion ohne einen siegreidién
Krieg des Westens zur Kapitulation zu zwis-
gen wire? Von den lllusionen dieser Arf; die
von Vertretern aller Parteien im Volk ver
breitel wurden, sei hier nur folgendes Beispie|
angefiilirt: Erich Mende erklérie noch im De
zember 1964 auf der Jahrestagung des Kufé
toriums Unteilbares Deutschland: ,Der Wille
zur Wiederverelnigunyg wichst und wird, wenh
er nicht gesteuert wird, mit der Gewalt eines
Naturereignisses hereinbrechen.” *¥) Ein solches
«Naturereignis” prophezeite schon Willism
S. Schlamm 1958 in seinen ,Grenzen des Wun:
ders": ,Wenn der deutsche Prosperitétsrausd
eines Tages endet, — und eines Tages mub ¢
es, — wird es einen furchtburen Katzenjaimmer
geben. Dann wird keine andere nationale
Trunkenheit méglich sein als die Wiederver-
einigung. Das 1st ohne Frage Deutschlands
néchstes Rendezvous mit dem Schicksal,*®)

Wenn es in den sechziger Jahren, als .der
deutsche Prosperitatsrausch” endete; md:tp-
lungen wire, die geldhrlichen gesam
schen Emotionen und Illusionen abzubauen
dann hétte die Bundesrepublik leicht ,miih
Gewalt eines Maturereignisses” in eine aben
teuerliche Politik ,hineinschlittern” km
so daB das von Schlamm prophezeite ,n
Rendezvous mit dem Schicksal® Vi&h&*
Deutschlands letzles Rendezvous mit g
Schicksal geworden wére, Der Abbau diestt
Emotionen und Illusionen, der die rea
Deutschland- und Ostpolitik der soziaillhwiﬁ
Koalition erst moglich machte, ist vor i

der publizistischen und der inherpart -
Opposition in der SPD und in der mﬁ‘
verdanken, die seit Mitte der flinfziger .fm
auf die inneren Widerspriiche und

der traditionellen Wladervereinigungsk 2Ep
tion hinwiesen und durch Informatlon!ﬂ__
rationale Argumente die Illusionen ,

ten" und kritisch-rationales Denken stat

) Berlinet Morgenpost, 6. Dezeriber 1964
) Willlam S. Schlamm, Die Grenzen des Wl
Tiirich 1959, S. 243, g ,zm
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Die Bedeutung der neuen Deutschland- und Ostpolitik fiir die
Interessen der Bevolkerung der DDR und fiir die deutsche Einheit

Eine Analyse der fiir die innenpolitische Ent-
wicklung der Bundesrepublik und fiir die Ost-
West-Beziehungen relevanten Faktoren er-
laubt eine grundsdtzlich positive Bewertung
der neuen Deutschland- und Ostpolitik: Sie
schafft in der Bundesrepublik bessere Voraus-
setzungen fiir demokratisches und rationales
Verhalten und fiir notwendige Reformen;
durch die Normalisierung und Verbesserung
der Beziehungen zwischen der Bundesrepublik
und der DDR begtinstigt sie die Entspannung
zwischen Ost und West und vermindert damit
die Gefahr eines neuen Krieges; sie ergdnzt
die bereits vollzogene Auss6hnung mit dem
Westen durch die Verséhnung mit den Gst-
lichen Nachbarn und leistet damit einen un-
entbehrlichen Beitrag zu einer europdischen
Friedensordnung.

Da Deutschland- und Ostpolitik der Bundes-
republik von ihrem eigenen Anspruch her
auch den Interessen der Bevolkerung der DDR
und langfristig der deutschen Einheit dienen
soll, ist fiir eine Bewertung der neuen Politik
auch die Frage zu stellen, welche Konsequen-
zen sie flir die Bevolkerung der DDR und fiir
das Zusammengehorigkeitsgefiihl der Deut-
schen aus Ost und West haben kann, das ja
eine unentbehrliche Voraussetzungen fiir ein
fortdauerndes Interesse an der deutschen Ein-
heit ist.

Diese fiir die Bewertung der neuen Politik
wichtige Frage ist mit der folgenden These zu
beantworten: Die neue Deutschland- und Ost-
politik niitzt auch den Interessen der Bevélke-
rung in der DDR, und die Anerkennung der
DDR als zweiter deutscher Staat schwécht nicht
das Zusammengehorigkeitsgefiihl der Deut-
schen. Dagegen hat gerade die traditionelle
Wiedervereinigungskonzeption die Entfrem-
dung zwischen der Bevélkerung beider deut-
schen Staaten, wenn auch ungewollt, geférdert.

Wie ist diese These zu begriinden? Die anti-
Iij\'ﬁlnmu:u’stist:hen Bekenntnisse zur Wiederver-
einigung stérkten nur in den ersten Jahren der
deutschen Teilung — in der ersten Hilfte der
finfziger Jahre — das Gefithl der Deutschen
im Osten, trotz der sich unterschiedlich entwik-
kelnden Lebensverhiltnisse zur gleichen
Schicksalsgemeinschaft zu gehéren wie die
Peutsd:en im Westen. Denn diese Proklama-
tionen versprachen ihnen ja, die abgelehnten
kommunistischen Verhidltnisse zu beseitigen
und auch bei ihnen die besseren westlichen
Verhiltnisse zu verwirklichen. Das Vertrauen

-

zu diesem Versprechen gab ihnen die Kraft,
sich nicht mit dem kommunistischen Regime
abzufinden und das als bedriickend empfun-
dene Leben in der Zone als bald voriiberge-
hendes Provisorium zu ertragen. Um die Még-
lichkeiten fiir die Verbesserung ihrer Lebens-
verhaltnisse, die sich von denen in der Bundes-
republik unterschieden, zu erkennen, brauch-
ten sie kein partikulares Selbstverstdndnis zu
entwickeln. Denn sie dachten nicht daran, diese
Verhéltnisse von innen zu verbessern, da
ihnen ja die Bundesregierung stdndig wver-
sprach, sie von auBen her zu beseitigen. Doch
wahrend die Wiedervereinigungsparolen be-
miiht waren, alle Hoffnungen der Bevolkerung
im Osten ausschliefllich auf die Beseitigung der
DDR zu fixieren, entschied sich die westdeut-
sche Politik durch die Integration der Bundes-
republik in den westlichen Militdrblock fiir den
Fortbestand der DDR. Die gesamtdeutschen Be-
kenntnisse weckten also in der Bevdlkerung
der DDR systematisch Hoffnungen, deren Er-
fiillung die Politik der Bundesregierung ziel-
strebig verhinderte, Daher verloren gerade
diejenigen, die am geduldigsten alle Hoffnun-
gen ausschlieBlich auf den Westen gesetzt hat-
ten, ihre Hoffnung und ihr Vertrauen zum
Westen, regsignierten und verzweifelten, wur-
den verbittert und apathisch.

In den sechziger Jahren ergidnzte die Bundes-
regierung ihre Hauptforderung nach Wieder-
vereinigung durch die Forderung nach mensch-
lichen Erleichterungen, nach Liberalisierung
und Humanisierung des kommunistischen Re-
gimes, Aber auch diese als ,neu” deklarierte
Politik konnte den forischreitenden Entfrem-
dungsprozeB nicht aufhalten, weil sie entgegen
ihrem eigenen Anspruch die im Interesse der
Bevilkerung der DDR geforderte Liberalisie-
rung des Systems sogar erschwerte, und zwar
deshalb, weil die Bundesregierung gleichzeitig
wiederum zwei einander sich ausschlieBende
Ziele verfolgte, Einerseits wollte sie im Inter-
esse der Bevolkerung der DDR die Liberali-
sierung des kommunistischen Systems férdern,
andererseits bemiihte sie sich, unter Berufung
auf das langfristige Ziel der Wiedervereini-
gung und auf den Alleinvertretungsanspruch,
die innen- und auBenpolitische Konsolidierung
der DDR als Staat zu verhindern. Aber gerade
diese innen- und auBlenpolitische Konsolidie-
rung und die internationale Aufwertung der
DDR sind unabdingbare objektive Vorausset-
zungen fur eine konsequente Liberalisierung,
weil — unabhédngig vom guten oder bosen
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Willen der Regierenden — in einem innen-
und auBenpolitisch in Frage gestellten und ge-
fahrdeten Staat ein liberales und demokrati-
siertes Regime nicht funktions- und lebens-
fdhig ist. Eine konsequente Liberalisierung
hédtte unter diesen Voraussetzungen zum vélli-
gen Zusammenbruch des politischen Systems
gefiihrt. Die Sowjetunion und die SED-Fiih-
rung werden evolutiondre Verdnderungen in
der DDR jedoch nur in dem Mafle zulassen, in
dem sie sich nicht zu einem revolutionédren
Umsturz weiterentwickeln und die Existenz
des Staates bedrohen kénnen. Da die Deutsch-
landpolitik der Bundesregierung die Konsoli-
dierung der DDR erschwerte und damit die
Gefahr erhéhte, daB evolutiondre Verdnderun-
gen zu einem revolutiondren Umsturz fiihren,
erschwerte sie die Liberalisierung der DDR
und schadete damit den Lebensinteressen der
Deutschen im Osten, Diese westliche Politik
niitzte aber dennoch einem geringen Prozent-
satz der 17 Millionen ,Briider und Schwe-
stern”, ndmlich den stalinistischen Funktio-
ndren, Denn gerade die Schwdche des kommu-
nistischen Regimes in der DDR war die Starke
der Stalinisten, weil diese Schwiche eine kon-
sequente Liberalisierung infolge der damit
verbundenen Gefahren objektiv unméglich
machte.

Aus dem Alleinvertretungsanspruch ergab sich
noch ein zweiter Widerspruch der Deutsch-
landpolitik der sechziger Jahre: Einerseits
wiinschte die Bundesregierung die Liberalisie-
rung des kommunistischen Regimes, anderer-
seits zog sie aber weiterhin schematisch eine
absolute Trennungslinie =zwischen unter-
driickenden Funktiondren und unterdriickter
Bevélkerung, Gesamtdeutsche Politik war da-
her Politik fiir die freiheitsliebende Mehrheit
der Bevdlkerung und gegen die Minderheit
kommunistischer Funktiondre, die durch ihre
Mitarbeit im System Verrat an der nationalen
Einheit begingen, Gegen diese Minderheit und
fiir die Mehrheit der Bevélkerung wollte die
Bundesregierung die menschlichen Erleichte-
rungen erzwingen. So wie spdter die Wieder-
vereinigung, so sollte zundchst die Liberali-
sierung der DDR ein Geschenk der Bundes-
regierung fiir die Bevélkerung im Osten sein.

Obwohl frithere Bundesregierungen glaubten,
mit Hilfe der Nichtanerkennung der DDR und
des Alleinvertretungsanspruchs auch kiinftigen
Generationen den unverzichtbaren Rechtsan-
spruch auf die Wiedervereinigung zu erhalten,
haben sie damit schon bei der gegenwirtig in
der DDR lebenden jlingeren Generation das
Interesse an der deutschen Einheit weitgehend
zerstort. Denn es liegt im Interesse dieser
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Generation, die Lebensverhiltnisse in der DDR
durch kritisch-loyale Mitarbeit zu verbessem.
Der Alleinvertretungsanspruch der Bundes-
regierung verurteilte jedoch jede Mitarbeit im
politischen System der DDR als Kollaboration
mit den Feinden der deutschen Einheit In
Wirklichkeit allerdings konnten und kénnen
die Verhaltnisse in der DDR nur in dem Mae
besser werden, in dem die von der Bundes-
republik moralisch verdammlen Funktionére,
unterstiitzt von der Bevdlkerung, den vom
Westen bekdmpiten Staalt verbesserten, also
auch aufwerteten und konsolidierten, Nicht die
feindselige Politik der Bundesregierung und
auch nicht eine undifferenzierte Opposition,
die sich grundsétzlich gegen die Existenz der
DDR richtet, sondern kritisch-loyale Mitarbeit
der Bevdlkerung ist geeignet, zur Verbesse
rung der Lebensbedingungen in der DDR bei-
zutragen, Denn nur wer die DDR grundsatzlic
akzeptiert, kann sie im Detail verdndern,

Wahrend nach den Vorstellungen des Allein-
vertretungsanspruchs das Schicksal der Men-
schen im Osten allein in der Hand westlicher
Politiker lag, haben wir mit dem Verzicht aui
den Alleinvertretungsanspruch anerkannt, daf
die Deutschen in der DDR, einschlieBlich der
Funktiondre, nicht mehr die Objekte einer
westlichen Wiedervereinigungs- und Befrel-
ungspolitik sind, sondern daB sie mit ihren
eigenen Gedanken und Ideen das zukinftige
Gesicht Deutschlands aktiv und unabhéngig
vom Westen mitbestimmen werden und dab
sie als gleichberechtigte Partner jeder Deutsc
landpolitik anzusehen sind. Und durch die An-
erkennung der DDR als zweiter deutscher
Staat begiinstigt die Bundesrepublik die wer
tere innen- und auBenpolitische Konsolidie
rung und Aufwertung der DDR, d, h sié
akzeptiert die Voraussetzungen und Konse:
quenzen systemimmanenter Verbesserung der
Lebensbedingungen fiir die Bevélkerung der
DDR, so daB die Politik der Bundesrepublik
jetzt endlich den Zielen dienen kann, zu den
sich auch schon von der CDU/CSU gefilhrie
Regierungen in den sechziger Jahren bekant:
ten. Die Frage, ob die neue Deutschland- und
Ostpolitik auch den Lebensinteressen der Be-
vilkerung der DDR dient, ist daher

und uneingeschrankt mit ja zu beantworten

Schwieriger und komplizierter ist jedoch die
Antwort auf die Frage, ob diese Politik aud
der deutschen Einheit dient, Eindeutig ist
diesem Zusammenhang nur festzuste Die
Méglichkeit, fiir die bisher dargestellten pos-
tiven Ziele eine wirksame Politik betreiben #
konnen, wurde nicht — wie Gegner der neves
Politik behaupten — mit dem Verzicht auf ¢
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deutsche Einheit erkauft, sondern nur mit dem
Verzicht auf Doktrinen und Forderungen, die
uns nachweislich nicht der Wiedervereinigung
naherbringen konnten. Auch die Mehrheit der
deutschen Bevdlkerung — in Ost und West —
teilt die niichterne Einsicht, daB Hallstein-
doktrin, Alleinvertretungsanspruch, Nichtan-
erkennung der Ostgrenzen und der DDR, Iso-
lierung der DDR, die Forderung nach freien
Wahlen und nach auBienpolitischer Handlungs-
freiheit einer gesamideutschen Regierung nicht
der Wiedervereinigung dienten, sondern nur
die Verwirklichung anderer Ziele verhinder-
ten, Die von Bundeskanzler Willy Brandt
offen ausgesprochene Einsicht, ,daB eine
Wiedervereinigung im urspriinglichen Sinne
nicht moglich ist”, kann aber nicht als grund-
sitzlicher Verzicht auf die deutsche Einheit ge-
deutet werden.

In einem Brief Walter Scheels, der anlédflich
der Unterzeichnung des Moskauer Vertrages
im sowjetischen AuBenministerium libergeben
wurde, stellte die Bundesregierung ausdriick-
lich fest, ,daB dieser Vertrag nicht im Wider-
spruch zu dem politischen Ziel der Bundes-
republik Deutschland steht, auf einen Zustand
des Friedens in Europa hinzuwirken, in dem
das deutsche Volk in freier Selbsthestimmung
seine Einheit wiedererlangt” ),

Doch welche Bedeutung hat dieses grundsatz-
liche Bekenntnis zur deutschen Einheit fiir die
praktische Politik? So unbestritten und klar es
sein muB, daf die alte Politik nicht der Wieder-
vereinigung diente, so wenig ist bisher iiber-
zeugend nachzuweisen, daf die neue Politik
diesem Ziel wirksamer zu dienen vermag.

Um zu verhindern, daB an die Stelle der miih-
sam iberwundenen alten Illusionen nur neue
Hllusionen treten, die eines Tages wieder zu
Enttduschungen und irrationalen Reaktionen
flihren kénnen, ist die Bedeutung des Bekennt-
nisses zur deutschen Einheit fiir die praktische
Politik sehr niichtern einzuschétzen: Es bedeu-
tet nur, daB die Bundesregierung weiterhin die
deutsche Einheit wiinscht und als erstrebens-
Wertes Ziel ansieht. Aber dieses Bekenntnis
bedeutet auf keinen Fall, daB die Wiederver-
einigung gegenwértig oder in absehbarer Zu-
kunft zum Gegenstand bewuBten politischen
Handelns werden kénne, die Bundesregierung
also in der Lage sei, konkrete MaBnahmen zu
&qreua; und Entscheidungen zu fallen, die

A8 nachweislich diesem Ziel néaherbringen
kinnten.

—_——

”l- Der Vertrag vom 12, A i

. August 1970 zwischen der
guﬂd.mpub]ilg Dentschlanrf und der Union der
Ozlalistischen Sowjetrepubliken, hrsg. vom Presse-
und Informationsamt der Bundesregierung, S. 10.
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Die Feststellung, daB die Bundesregierung
keine praktische Entscheidung trifft oder in
absehbarer Zukunft treffen wird, die uns der
deutschen Einheit nédherbringen, ist nicht als
Vorwurf mifzuverstehen, die Bundesregierung
tue nichts fiir die Erreichung des von ihr an-
erkannten Zieles deutscher Politik. Denn beim
gegenwirtigen Stand der Ost-West-Beziehun-
gen, den innenpolitischen Verhdltnissen in
Ost und West und den auf beiden Seiten vor-
herrschenden Theorien iiber den Charakter
des Osl-West-Konfliktes kann keine Regie-
rung etwas tun fiir die Wiederherstellung der
deutschen Einheit,

Aus dieser Einsicht kénnte einerseits die
Schlufifolgerung gezogen werden, dafB es kon-
sequenter und ehrlicher wire, sich mit den
Ergebnissen der neuen Deutschland- und Ost-
politik zu begniigen und auf das fiir die poli-
tische Praxis mehr deklamatorische Bekennt-
nis zur deutschen Einheit zu verzichten. Will
man dagegen am Bekenntnis zur deutschen
Einheit festhalten, ist es unumgénglich, anhand
einer empirischen Analyse festzustellen, ob es
in der politischen Wirklichkeit bisher noch
nicht erkannte Faktoren, Tendenzen und Még-
lichkeiten gibt, die — entgegen dem gegen-
wartig vorherrschenden Eindruck — eine wirk-
same Politik fiir die Wiedervereinigung objek-
tiv moglich machen kénnten. Nur wenn es
solche Faktoren und Tendenzen gibt oder es
moglich ist, sie zu schaffen, und wenn dariiber
hinaus erkannt wird, unter welchen Voraus-
setzungen und mit welchen politischen MaB-
nahmen sie so zu verstdrken sind, daB ein
realer Wiedervereinigungsproze entsteht,
kann das Bekenntnis zur Einheit mehr sein als
ein passiver ‘Wunsch oder ein Selbstbetrug,
kann es zur Grundlage flir ein politisches Pro-
gramm und zu einer durch praktische Schritte
zielstrebig zu verwirklichenden Perspektive
der neuen Politik werden.

Wihrend die sozialliberale Koalition die Vor-
aussetzungen und Konsequenzen einer Politik
anerkannt hat, die zu menschlichen Erleichte-
rungen fiir die Bevolkerung der DDR und zu
einer friedlichen Entwicklung in Europa bei-
tragen kann, hat die Diskussion iiber die Vor-
aussetzungen und Konsequenzen einer Politik,
die zur Vereinigung der beiden deutschen
Staaten fiihren kann, bisher noch kaum be-
gonnen, Eine wirksame Politik fiir die deut-
sche Einheit kann aber erst beginnen, nachdem
die Voraussetzungen, Methoden und Konse-
quenzen einer solchen Politik empirisch er-
kannt worden sind und politisch entschieden
worden ist, ob sie fiir uns annehmbar sind
oder mit anderen Zielen und Grundsitzen nicht
zu vereinbaren wéren.
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Deutsche Einheit nur durch friedliche Uberwindung

des Ost-West-Gegensatzes

Ein Versuch, nicht nur in der Phantasie eine
ideale Losung zu konstruieren, sondern aus
der Wirklichkeit eine zu realisierende Kon-
zeption der deutschen Einheit abzuleiten, muB
von der Einsicht ausgehen, daB die zukiinftige
Entwicklung des Verhdltnisses zwischen bei-
den deutschen Staaten weitgehend von den Be-
ziehungen zwischen Ost und West abhidngen
wird. Daher ist die Vereinigung der beiden
deutschen Staaten nur méglich auf der Grund-
lage eines Entwicklungsprozesses, der die Spal-
tung zwischen Ost und West iiberhaupt iber-
windet. Infolge der Integration in den west-
lichen Block kann die Bundesregierung nur dann
eine aktive Politik fiir die Neuvereinigung
Deutschlands betreiben, wenn diese Politik
mit den allgemeinen Tendenzen der westlichen
Koexistenzkonzeption grundsétzlich iiberein-
stimmt, bzw. wenn es der Bundesregierung ge-
lingt, die allgemeinene Tendenzen der west-
lichen Koexistenzpolitik so zu beeinflussen,
daB sie zur Grundlage fiir eine Politik der Neu-
vereinigung Deutschlands werden kénnen.

Die langfristige Perspektive der neuen
Deutschland- und Ostpolitik ist nicht zuletzt
deshalb noch unklar, weil auch der Westen
insgesamt noch keine eindeutige Perspektive
fiir die Ost-West-Beziehungen entwickelt hat.
Die USA haben Ende der fiinfziger Jahre ihre
Politik des ,roll back’ und der Befreiung nicht
aufgegeben, weil sie eine neue und bessere
langfristige Strategie entwickelt hatten, son-
dern weil sie einsahen, daB diese Konzeption
irreal und gefdhrlich war. Die pragmatische
Entspannungspolitik, durch die Ost und West
die prinzipielle und weltanschaulich begriin-
dete Politik des Kalten Krieges ersetzten, litt
darunter, daB sie sich nicht aus einem grund-
sdtzlichen Wandel des politischen Denkens er-
gab, sondern den GroBmaéchten durch die Ent-
wicklung der atomaren Vernichtungswaffen
praktisch aufgezwungen wurde. Die Tatsache,
daB Menschen erstmals in der Geschichte iiber
Waffen verfiigten, mit denen sie die ganze
Menschheit vernichten kénnen, veranlaBte die
Reprédsentanten der GroBméchte zu der Ein-
sicht, daB diese Waffen nicht mehr einzuset-
zen waren zur Durchsetzung politischer Ziele;
aber sie dnderten nicht grundsatzlich ihr poli-
tisches Denken und gaben die Ziele nicht auf,
die ohne Gewaltanwendung nicht zu erreichen
sind.

Eine prinzipielle und konsequente Entspan-
nungspolitik wurde und wird noch immer ge-
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hemmt durch jenes politische Denken, das den
Ost-West-Gegensatz als einen antagonistj-
schen und grundsétzlich nicht friedlich zu iiber-
windenden Gegensatz interpretiert. Wahrend
ostliche Ideologen den Ost-West-Konflikt als
den absoluten und nicht zu verséhnenden Ge-
gensatz zwischen Sozialismus und Kapitalis-
mus interpretieren, deuten ihn westliche Ideo-
logen als uniiberbriickbaren Gegensatz zwi-
schen Unfreiheit und Freiheit, Totalitarismus
und Demokratie. So wie in der &stlichen Ideo-
logie ein Dritter Weg zwischen Sozialismus
und Kapitalismus ausgeschlossen wird, so wei-
sen westliche ldeologen einen KompromiB zwi-
schen Unfreiheit und Freiheit als unzumutbar
zurilick. Da die ostlichen Apologeten nicht aut
den Anspruch verzichten wollen, daB sich ihr
Sozialismus in der ganzen Welt durchsetzt und
auch die Wortfiihrer der Freien Welt mit ihrer
Freiheit die ganze Menschheit begliicken méch-
ten, ist eine Losung des Ost-West-Konfliktes
nur denkbar als Sieg der einen Seite tber die
andere. Wenn diese antagonistische Interpre-
tation objektiv wahr ware, wenn also eine
evolutionare Uberwindung des Gegensatzes
unmdéglich ist, die beiden Blocke auf die Dauer
auch nicht nebeneinander existieren konnen,
dann folgt daraus, daB die Menschheit dazm
verdammt ist, sich selbst zu vernichten. So-
lange die Logik einer antagonistischen Inter-
pretation des Ost-West-Gegensatzes das Den-
ken beherrscht, besteht die Gefahr, daf sie
auch das Handeln erfaBt, das bisher aus Angst
vor der atomaren Katastrophe einer anderen
Logik folgte.

Unter diesem Gesichtspunkt war es ein grofier
Fortschritt, daB Préisident Kennedy in seiner
Friedensstrategie ausdriicklich auf das Ziel
des ,roll back’ und der Vernichtung des Kom-
munismus verzichtete und einen Ansatz fif
eine Konzeption zur friedlichen Uberwindung
des Ost-West-Gegensatzes schuf, indem er die
auBenpolitische Entspannungspolitik gleichzei
tig als Mittel ansah, den inneren Wandlungs-
und Liberalisierungsprozef im Osten zu begin*
stigen.

Im Zusammenhang mit der pragmatisd:aﬂﬁﬁt'
spannungspolitik Eisenhowers und der Fﬂ‘
densstrategie Kennedys erlangten im PO™™

schen Denken und in den Sozialwissens

als Alternative zur antagonistichen Interpret

tion jene Deutungen des Ost-West-Gege

zes groBeren EinfluB, die unter dem Begriff
Konvergenztheorie zusammengefaBt




konnen **). Wahrend die Anhdnger der anta-
gonistischen Interpretation normativ und mo-
ralisierend argumentieren, um die Unverséhn-
lichkeit des Ost-West-Gegensatzes als Gegen-
satz zwischen Gut und Bose oder Wahrheit
und Liige zu ,beweisen”, verfahren die Anhén-
ger der Konvergenztheorie eher ,positivi-
stisch”, bzw. empirisch-analytisch. Durch eine
empirische Analyse der gesellschaftlichen und
okonomischen Entwicklungstendenzen gelan-
gen sie zu der SchluBfolgerung, daB die Unter-
schiede zwischen beiden Gesellschaftssystemen
in der Wirklichkeit nicht so groB sind wie in
den ideologischen Vorstellungen des Ostens
und des Westens und daB die noch bestehen-
den Unterschiede geringer werden, weil beide
Systeme sich auf der Grundlage der wissen-
schaftlichen und technologischen Revolution
aneinander annahern und angleichen, also
konvergieren *7),

Wihrend nach der antagonistischen Interpre-
tation der Ost-West-Gegensatz nur machtpoli-
tisch zu uberwinden ist durch den Sieg der
einen Seite und die Ubertragung des siegrei-
chen Gesellschaftssystems auf den besiegten
Block, hdlt die Konvergenztheorie die fried-
liche Losung des gefahrlichen Konfliktes fiir
moglich, und zwar durch den inneren Wandel
und eine konvergierende Entwicklung beider
Gesellschaftssysteme, die zu einer Art Syn-
these zwischen Sozialismus und Kapitalismus
fihrt.

Abgesehen von verschiedenen Nuancen, las-
sen sich die Grundziige der vorherrschenden
Konvergenztheorien wie folgt zusammenfas-

®) In Frankreich und GroBbritannien wurde der
Ost-West-Konflikt schon in den fiinfziger Jahren
eher im Sinne der Konvergenztheorie interpretiert.
Daher lehnten die Regierungen und die éffentliche
Meinung dieser Linder die amerikanische Politik
des ,roll back” schon viel frither ab.
¥) Als Vertreter der Konvergenztheorie seien hier
genanni: Raymond Aron, Die industrielle Gesell-
schaft, Frankfurt 1964; Walter Buckingham, Theore-
lical Economic Systems. A Comparative Analysis,
New York 1958, John Kenneth Galbraith, Die mo-
derne Industriegesellschaft, Miinchen—Ziirich 1968;
stian Graf von Krockow, Soziologie des Frie-
dens, Giitersloh 1962; Walt W. Rostow, Stadien
Wirtschaftlichen Wachstums, Gottingen o. J.; Jan
Jergen, Komm! es zu einer Anndherung zwi-
schen den kommunistischen und den freiheitlichen
A sordnunigen? In: Hamburger Jahrbuch
fiir Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik, Tibingen
1963 und ders., Die Rolle der Planungstechniken
bei der Annihe der Strukturen in Ost und
w “i.li: Wirtschaftsplanung im Ostblock, Stutt-
1t 1966; P. Sorokin, Soziologische und kulturelle
erung zwischen den Vereinigten Staaten
Und der Sowjetunion, in: Zeitschrift fiir Politik,
NF Jg. 7, 1960.
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sen: Da die Konvergenztheoretiker nicht nor-
mativ argumentieren, sondern empirisch-ana-
lytisch vorgehen, stellen sie keine erstrebens-
werten Ziele auf und geben auch keine Hand-
lungsanweisungen, wie diese Ziele zu errei-
chen sind, Die Aussagen der Konvergenz-
theorie wollen sich als Tatsachenaussagen
tiber gesellschaftliche Entwidklungsprozesse
verstanden wissen, die sich nach objektiven
GesetzmiBigkeiten unabhédngig vom Denken
und von den ideologischen Zielvorstellungen
der Menschen vollziehen. Danach sind es die
objektiven GesetzmidBigkeiten wund Sach-
zwdnge der modernen Industriegesellschaft
und der wissenschaftlich-technischen Revolu-
tion, die unabhédngig von den vorherrschen-
den ideologischen Vorstellungen in Ost und
West die Anndherung und Angleichung des
kapitalistischen und des sozialistischen Sy-
stems in Richtung einer einheitlichen Indu-
striegesellschaft durchsetzen. Mit der Entwick-
lung der wissenschaftlich-technischen Revolu-
tion gewinnen in beiden Systemen die Mana-
ger, Fachleute und Technokraten immer gré-
Beren EinfluB, und diese féllen nicht mehr
unter ideologischen Gesichtspunkten im We-
sten grundsitzlich andere Entscheidungen als
im Osten, sondern gelangen infolge der in
beiden Systemen gleichen GesetzméBigkeiten
und Sachzwinge zu gleichen Sachlésungen.
Aus sachlichen Griinden ist es notwendig, in
den o©konomischen EntscheidungsprozeB im
Osten Elemente der Marktwirtschaft und im
Westen Elemente staatlicher Planung einzu-
bauen. Die auf Produktionssteigerung ausge-
richtete Industrie- und Leistungsgesellschaft
fithrt aus objektiven Griinden zum Massen-
konsum. Auch die kommunistische Gesell-
schaft entwickelt sich notwendigerweise zur
Konsumgesellschaft, verbunden mit der Ver-
burgerlichung, Privatisierung und Entideologi-
sierung der Massen, die sich nicht mehr fiir
ideologische Ziele engagieren, sondern sich
auf den privaten Lebensbereich konzentrieren
und nur nach hoherem Lebensstandard stre-
ben.

Wihrend ein Teil der Konvergenztheoretiker
davon ausgeht, daB sich bei der Konvergenz
vor allem die riickstdndigere kommunistische
Gesellschaft @ndern und der fortgeschrittene-
ren amerikanischen Konsumgesellschaft an-
passen miisse (z. B. W. W. Rostow), betonen
linke Theoretiker (z.B. Jan Tinbergen und
P. A. Sorokin), daB sich beide Systeme dndern
miissen, so daB sie sich auf einer mittleren
Linie treffen und eime Synthese bilden, bei
der die Vorziige beider Systeme zusammen-
gefaBt, ihre Nachteile aber eliminiert werden.
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Konvergenztheorie — Grundlage fiir eine
realistische Konzeption der deutschen Einheit?

Auf den ersten Blick scheint die Konvergenz- die Idee der Konvergenz oder eines Dritien
theorie fiir eine realistische Konzeption der Weges anzusehen?

deutschen Einheit eine geeignete Grundlage Die radikale Ablehnung der Konvergenztheo.
zu bieten, da es ja ihr zentraler Gedanke rie durch die osteuropiischen Kommunisten
ist, daB es in der Wirklichkeit selbst Fakto- Jeqt zunéchst tatsdchlich die pessimistische
ren und Tendenzen gibt, die zur friedlichen gSdhluBfolgerung nahe, daB es unmdglich ist
Uberwindung des Ost-West-Gegensatzes filh- gine realistische Konzeption zu entwickeln,
ren. Zur Grundlage einer zielstrebigen Politik die zu einer zielstrebigen politischen Praxis
fir die Neuvereinigung Deutschlands konnte fiir die Uberwindung des Ost-West-Gegen-
die Konvergenztheorie allerdings nur dann satzes durch eine Synthese beider Systeme
werden, wenn sie sowohl im Westen als auch  anzuleiten vermag. Auf der Grundlage der
im Osten theoretisch akzeptiert wiirde und Konvergeutheorie ist es aber auch m&gum
auf beiden Seiten als Anleitung fiir eine poli- den Verzicht auf Politik optimistisch mit dem
tische Praxis diente, die die gegenseitige An- Argument zu begriinden, daB fiir die Uber-
ndherung und die evolutiondre Uberwindung windung des Ost-West-Gegensatzes ja gar
der Gegensitze zwischen den beiden konkur- keine zielstrebige Politik notwendig ist. Denn
rierenden Systemen zum Ziel hatte. die vorherrschende Konvergenztheorie ist eine
objektivistische Theorie; als objektivististh
oder auch deterministisch ist diese Theorie
zu bezeichnen, weil sie die Ursache fiir die
Konvergenz in den objektiven GesetzmabBig-
keiten der modernen Industriegesellschaft
sieht, Die Angleichung beider Systeme voll-
zieht sich also nicht deshalb, weil die in Ost
und West handelnden Menschen sie bewubl
wollen, sondern weil die in Ost und Wesl
unabhdngig von den subjektiven Meinungen
und ideologischen Vorstellungen der Men-
schen wirkenden objektiven GesetzmaBigkei-
ten der Industriegesellschaft die Unterschiede
beider Systeme immer mehr einebnen.

Wer diesen fatalistischen Optimismus der
objektivistischen ~Konvergenztheorie teilt
braucht sich iiber einen gangbaren Weqg zur
deutschen Einheit keine Gedanken zu machen
und kann darauf vertrauen, daB die ideolo-
gische Haltung der osteuropdischen Kommu-
nisten den realen ProzeB der Konvergent
nicht aufzuhalten vermag. Wozu brauchen Wit
noch eine Konzeption und eine zielstrebigé
Politik fiir die Uberwindung des Ost-West:
Gegensatzes, wenn die objektiven Gesels:

Obwohl die Konvergenztheorie im Gegensatz
zu antikommunistischen Ideologien das kom-
munistische System viel positiver einschitzt,
haben die kommunistischen Parteien Osteuro-
pas diese Theorie scharf abgelehnt. Sie sehen
in ihr eine ,konzeptionelle Grundlage offen-
siver Ostpolitik", ,Waffe der ideologischen
Diversion“, ,eine der wichtigsten konzeptio-
nellen Grundlagen fiir die imperialistische
Strategie der Aufweichung, Spaltung und Zer-
storung des Sozialismus”, die helfen soll,
.konterrevolutiondre Prozesse in Gang zu set-
zen" %),

Ist aus dieser ideologischen Ablehnung der
Konvergenztheorie nicht die SchluBfolgerung
zu ziehen, daB es illusiondr wére, eine fried-
liche Uberwindung des Ost-West-Gegensatzes
und die Neuvereinigung Deutschlands durch
eine Synthese beider Systeme fiir méglich zu
halten? Haben die osteuropdischen Kommuni-
sten durch die Intervention in der CSSR am
21. August 1968 den zentralen Gedanken der
Konvergenz nicht auch praktisch verurteilt
und klargestellt, daB sie in ihrem Machtbe-

reich jede konsequente Synthese von Freiheit ;| g ;
und Sozialismus notfalls mit militarischer Ge- MaBigkeiten der modernen Industriegesell

walt verhindern oder zerschlagen werden? Schaft auch ohne oder sogar gegen puﬂﬂﬁ
Und ist nicht auch die Politik der DDR, die ldeologien und Programme die friedliie "
als Antwort auf die neue Deutschland- und 9gleichung der beiden Systeme und wickeol
Ostpolitik der Bundesregierung die verstirkte ~auch der beiden deutschen Staaten bewirx®
Abgrenzung fordert, als deutliche Absage an Den apolitischen Positionen sowohl der .opﬁ:

mistischen” als auch der ,pessimistischen

SchluBfolgerung, nach denen es lﬂ&
*) Giinther Rose, Konvergenz der Systeme — Le- nicht notwendig oder aber nicht méglich ist
gende und Wirklichkeit, Koln 1970, S. 7ff., S. 157. daB die Menschen die gesensdmfﬂm..ﬁ-

Dieses Buch des Ostberliner Historikers enthalt . wuB 4
eine ausfiihrliche Darstellung und kritische Ana- wicklung be t durdy.. Pollk

lyse der Konvergenztheorien vom Standpunkt des SeR, sei hier nur die These e_ntgm
offiziellen Marxismus-Leninismus. stellt, daB Politik fiir die friedliche
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windung des Ost-West-Gegensatzes sowohl
notwendig als auch moglich ist. Denn einer-
seits gibt es keinen Sachzwang zur Konver-
genz, der zielstrebiges politisches Handeln
fiberflilssig macht; andererseits macht die
sowjetische Ablehnung der Konvergenztheorie
eine Konzeption und eine praktische Politik
fiir die Uberwindung des Ost-West-Gegen-
satzes nicht unmoglich.

Notwendig ist eine zielstrebige Politik deshalb,
weil es eine Illusion ist zu glauben, daB die
QGesetzmdBigkeiten der modernen Industrie-
gesellschaft, irgendeine ,ideologiefreie Ratio-
nalitdt" oder ein ,technologischer Sachzwang”
die Menschheit unbewuBit und ungewollt in
eine friedliche, gerechte und humane Gesell-
schaft ,hineinschlittern” lassen. Die Mensch-
heit ist zwar sehr wohl noch immer — wie
schon oft in der Vergangenheit — in der
Gefahr, unbewuBt und ungewollt in verheeren-
de Kriege, Krisen und Katastrophen ,hinein-
zuschlittern”, Aber wenn der Menschheit in
Zukunft solche Kriege und Krisen erspart
bleiben und die Gesellschaft verniinftiger und
humaner wird, dann wird das nicht das Ge-
schenk eines vom Willen und BewuBtsein,
von den Vorurteilen und dem Fanatismus oder
der Trdgheit und Gleichgiiltigkeit der Men-
schen unabhédngigen Sachzwanges sein, son-
dern nur das Ergebnis bewuBten und ziel-
strebigen politischen Handelns.

Die Auffassung, daB die Sachzwinge der
Industriegesellschaft zielstrebige Politik mnicht
tiberfliissig machen, ist wahrscheinlich leichter
zu begriinden als die These, daB es trotz
Ablehnung der Konvergenztheorie durch die
osteuropdischen Kommunisten maglich ist, eine
politische Konzeption fiir die friedliche Uber-
windung des Ost-West-Gegensatzes und die
Synthese beider Systeme zu entwickeln. Zu
begriinden ist diese These, wenn es gelingt
nachzuweisen, daff die osteuropdischen Kom-
munisten die Konvergenztheorie und die
Synthese von Freiheit und Sozialismus nicht
Wegen eines starren und unabénderlichen
Grundsatzes ihrer Theorie ablehnten, nicht
dus Boswilligkeit oder uniiberwindlichem Dog-
matismus, sondern vor allem aus praktisch-
politischen Griinden, weil namlich die vor-
herrschende Konvergenztheorie und die damit
verbundene Politik des Westens auf die innere
Entwidklung in Osteuropa Wirkungen ausiibte,
die sie fiir absolut unvereinbar hielten mit
den Erfordernissen der Staats- und Gesell-
schaftsrison. Da sie fiirchteten, daB diese
Entwicklung zum Zusammenbruch des Sozia-
lismus und zur Restauration des Kapitalismus
fihren konne, stellte Giinther Rose fest:
«Die Konvergenztheorie sagt also nicht die
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Angleichung beider Systeme, sondern den
Untergang des Sozialismus voraus.” *)

Ein Aufsatz von Konstantin Pritzel ,Die
Sowjetkommunisten und die Konvergenz-
theorie" enthalt iiberzeugende Argumente fiir
die These, daB die osteuropdischen Kommu-
nisten die Konvergenztheorie nicht aus grund-
sdatzlichen Uberlegungen, sondern aus prakti-
schen Griinden ablehnen. Nachdem Pritzel
festgestellt hatte, daB die Konvergenztheorie
seit etwa 1967 ein zentrales Thema der ideolo-
gischen Auseinandersetzung, vor allem in der
SED, wurde, stellt er sich die Aufgabe, zu
kldren, ,warum man sich gerade auf diese
Theorie konzentrierte und sie — im Gegensatz
zu ihrer tatsdchlichen Bedeutung im politisch-
geistigen Leben der westlichen Welt — zu
einem der wichtigsten und gefdhrlichsten
Instrumente eines aggressiven Imperialismus
deutete” %), AufschluBreich fiir die Klarung
der Frage, warum die Konvergenztheorie, die
zundchst im Osten kaum beachtet worden war,
gerade um die Jahreswende 1967/68 in den
Mittelpunkt der ideologischen Diskussion
riickte, ist die Feststellung Pritzels: ,Der Grund
hierfiir lag in dem verstdrkten politischen und
ideologischen ErosionsprozeB innerhalb des
sozialistischen Lagers, wie er im besonderen
an der Entwicklung in der Tschechoslowakei
sichtbar wurde. Im Zuge der Abwehr dieser
Tendenzen durch Moskau und seine Verbiin-
deten wurde die Konvergenztheorie umge-
deutet zur ideologischen Basis des aggressiven
Imperialismus, zum bewuBt eingesetzten Mittel
des Klassenkampfes gegen das sozialistische
Lager sowie zum Instrumentarium der neuen
Ostpolitik." %)

Da der Grund fiir die Ablehnung der Konver-
genztheorie nicht in einem unabédnderlichen
theoretischen Prinzip zu sehen ist, sondern
in jenem ,verstdrkten politischen und ideolo-
gischen ErosionsprozeB innerhalb des sozia-
listischen Lagers®, also in realen politischen
Faktoren, die sich dndern koénnen, kann sich
auch die Einstellung der osteuropiischen Kom-
munisten zur Konvergenz dndern. Es besteht
also die Chance, daB sie die Grundgedanken
der Konvergenz akzeptieren, wenn sie nicht
mehr einen inneren ErosionsprozeB zu be-
fiirchten haben, der zum Zusammenbruch des
sozialistischen Systems fiihren kann,

Wenn wir dazu beitragen wollen, daB die
osteuropdischen Kommunisten die Konvergenz

) Bhd., S. 11.

) Konstantin Pritzel, Die Sowjetkommunisten und
die Konvergenztheorie, in: Aus Politik und Zeit-
geschichte, B 5/70, 31. Januar 1970, S, 3.

31) Ebd., S. 18.
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der Systeme akzeptieren, miissen wir zu-
ndchst die Faktoren erkennen, die jenen inne-
ren ErosionsprozeB bewirken, der aus Griinden
der Staats- und Gesellschaftsrdson Abwehr-
reaktionen gegen die Synthese von Freiheit
und Sozialismus hervorruft. Und wir miissen
priifen; ob eine verdnderte Konvergenztheorie,
verbunden mit einer neuen westlichen Politik,
die Erosionswirkung dieser Faktoren aufzu-
heben vermag, so daB eine konvergierende
Entwicklung in Osteuropa nicht mehr gegen
die Erfordernisse der Staats- und Gesellschafts-
rdson verstoBt.

Aus dér gegenwartigen Ablehnung der Kon-
vergenztheorie ist jedenfalls nicht zu schlieBen,
daB die osteuropdischen Kommunisten end-
giiltig eine ihnen aus dem Westen entgegen-
gestreckte Hand der Versohnung zurlickge-
wiesen und sich dafiir entschieden haben, den
Ost-West-Konflikt bis zum Sieg des eigenen
Blockes fortzusetzen. Bei einer genaueren Ana-
lyse stellt sich sogar paradoxerweise heraus,
daB der ideologische Kampf gegen die Konver-
genztheorie gar nicht gegen eine fortschritt-
liche politische Theorie und Praxis des
Westens gerichtet ist, sondern gegen eine
theoretische und praktische Tendenz progres-
siver Konvergenz, die im Osten entstanden
und nur dort zu einer fealen politischen
und geistigen Kraft geworden war. Konstantin
Pritzel ist zu recht verwundert dariiber, daf
man sich seit etwa Ende 1967 in der ideolo-
gischen Auseinandersetzung auf die Konver-
genztheorie konzentrierte und sie, wie er
hervorhebt, ,— im Gegensatz zu ihrer tat-
sachlichen Bedeuting im politisch-geistigen
Leben der westlichen Welt — zu einem der
wichtigsten und geféhrlichsten Instrumente
eines  aggressiven  Imperialismus deu-
tete ..." %), ,Im Gegensatz zu ihrer tatsdch-
lichen Bedeutung im politisch-geistigen Leben
der westlichen Welt", wo die Konvergenz-
theorie trotz einer gewissen Publizitdt in den
letzten Jahren eine Angelegenheit einiger
Intellektueller blieb, wurde sie im politisch-
geistigen Leben der Gstlichen Welt zu einer
realen Kraft. Nicht gegen die Konvergenz-
theorie im Westen, sondern gegen die revo-
lutionierende politische Wirksamkeit einer
neuen politischen Idee im Osten richtete sich
in Wirklichkeit dic offizielle ideologische
Kampagne gegen die Konvergenztheorie.

In seinem 1956 erschienenen Buch ,Der
Katorgan" berichtet Bernhard Roeder iiber
zahlreiche Gespréache, die er in sowjetischen
Zwangsarbeitslagern seit 1950 mit kommu-
nistischen Intellektuellen gefiihrt hat, die oft

# Ebd., S. 3.
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— ohne das Wort Konvergenztheorie zu ver.
wenden — zentrale Gedanken dieser Theorie
vortrugen. Einen dieser Gesprachspartner
zitiert Roeder wie folgt: ,Je mehr unser
System sich wirtschaftlich, wissenschaftlich und
technisch entwickelt, um so mehr wird die
industrielle Demokratisierung auch bei uns
hervortreten. Siehst Du, diese schone These
habe ich als Erster aufgestellt. Im Westen
hitte ich dafiir ein gutes Honorar, hier aber
habe ich fiinfundzwanzig Jahre bekomifien, —
das ist eben der Unterschied."®) Und &in
anderer sowjetischer Intellektueller fafte
lange vor den westlichen Theoretikérn in
einem sowjetischen Arbeitslager die Grund-
gedanken der Konvergenztheorie zusammen:
.Die Weiterentwicklung der russischen Revo-
lution im freiheitlichen Sinne wird durch die
Eigengesetzlichkeit der Wirtschaft, Technik
und Wissenschaft Schritt fiir Schritt erzwungen.
In dem taglichen Konflikt zwischen den For-
detrungen der Praxis in jedem Betrieb und
den Forderungen der Doktrin fallt die Ent-
scheidung schlieBlich immer zugunsten der
Praxis, wird die Doktrin immer wieder revi-
diert und immer weiter ausgeh&hlt. Eines
Tages wird man die Doktrin wie ein alles
Baugeriist weqrdumen, dann wird jeder den
neven Bau sehen, der hinter dem dreckigen
alten Geriist entstanden ist. ... In dem Mafle,
in dem sich die russische Revolution iiber den
Bolschewismus hinaus im freiheitlichen Sinfie
weiterentwickelt, wird es zu einem friedlichen
Zusammenwachsen der beiden grofien Welten
des Ostens und des Westens kommen, und
damit zu dem neuen groBen Schritt in der
Menschheitsentwicklung, die iiber die ur!iﬂ
liche Horde und die moderne Nation zu einef
globalen Zusammenfassung, zur Einheit der
Menschheit herangereift ist.” %) DaB er diifﬂ
Konvergenz nicht nur als einen objektiven
ProzeB ansah, sondern als eine durch politi
sches Engagement zu verwirklichende Pef
spektive, zeigte dieser sowjetische Intellek-
tuelle mit der Antwort, die er auf dlg

gab, wo er in diesem ProzeB seinen :
sehe: ,Morgen — wenn es fiir uns noc
Morgen gibt — in der Mitarbeit an der
seitigung der falschen bolschewistischen Pos
tionen, die die freiheitliche Entfaltung
Revolution hemmen." %)

Waren die in den sowjetischen Zwangsarbeits
lagetn entwickelten Gedanken politisch ot
ohnméchtig, so wurde die Idee eines

lichen und demokratischen Sozialismus 19%

) Bernhard Roeder, Der Kalorgan, K““m['

1956, . 40.

“) Ebd. S. 801
) Ebd. S. 81.




picht nur in Polen und in Ungarn, sondern
auch in der Sowjetunion und vor allem in
der DDR zu einer realen politischen Kraft
innerhalb der kommunistischen Parteien. Es
war die selbstgefdllige Vorstellung von der
JZone", die die westdeutsche Uffentlichkeit
daran hinderte, die wohl zukunfttrdchtigsten
politischen Ideen, die im Nachkriegsdeutsch-
land gedacht wurden, iiberhaupt zur Kenntnis
zu nehmen, geschweige sich mit ihnen aus-
einanderzusetzen. Die Konzeption des Dritten
Weges %), nach der ein einheitliches Deutsch-
land sowohl auBenpolitisch eine Briicke zwi-
schen Ost und West bilden als auch eine fort-
schrittliche Gesellschaftsordnung entwickeln
sollte, die die Vorziige beider Systeme ver-
eint, ihre Nachteile aber eliminiert, wurde
in den fiinfziger Jahren von deutschen Kom-
munisten in der DDR entwickelt, von der
veroffentlichten Meinung in der Bundesre-
publik weitgehend ignoriert und von den
politischen Parteien nicht aufgegriffen. Der
Prager Friihling des Jahres 1968 fand zwar
unter antisowjetischem Vorzeichen in der
westlichen Welt eine spektakuldre publizi-
stische Resonanz. Aber in keinem westlich-
kapitalistischen Land wurde die vom Westen
so sehr gelobte Synthese von Freiheit und
Sozialismus so weitgehend verwirklicht wie
in der CSSR.

Wenn die meisten Fiihrungsgruppen der ost-
europdischen Kommunisten die Idee des
Dritten Weges, der Synthese von Freiheit
und Sozialismus, und die Konvergenztheorie
ideologisch und machtpolitisch bekampft ha-
ben, so haben sie damit keineswegs eine
ihnen aus dem Westen groBziigig entgegen-
gestreckte Hand der Verséhnung feindselig
zuriickgewiesen, haben sie keine westliche
Theorie und Praxis fiir eine friedliche Uber-
windung des Ost-West-Gegensatzes bekampft.
Sie haben vielmehr die mutigsten und fort-
schrittlichsten osteuropaischen Kommunisten
daran gehindert, dem Westen zu groBziigig
die Hand zur Versohnung und zur Zusammen-
arbeit zu reichen, und zwar vor allem deshalb,
weil diesem Angebot weder 1956 noch 1968
ein gleichwertiges Angebot aus dem Westen
entgegenkam, weil der realen Chance fiir
einen freiheitlich-demokratischen Sozialismus
1956 in der DDR und in Ungarn und 1968 in
dgr CSSR keine gleichwertige Chance fiir
einen freiheitlich-demokratischen Sozialismus
in einem westlich-kapitalistischen Land gegen-
ﬁber,fitand.

(115 i
Solange die praktischen Ansitze einer konver-
gierenden Entwicklung durch die Synthese

——

*) Martin Janicke, Der Dritte Weg, Koln 1964,
19

von Freiheit, Demokratie und Sozialismus auf
osteuropdische Lénder beschridnkt bleiben,
wedken sie auch bei nicht-stalinistischen Funk-
tiondren die Befiirchtung, daB eine Entwicklung
wie in der CSSR nicht zur erhofften Héher-
entwicklung des o6stlichen Systems, zur Syn-
these von Freiheit und Sozialismus fiihrt, son-
dern zur Aufgabe des Sozialismus, zum Uber-
tritt in den westlich-kapitalistischen Block und
damit zur Restauration des Kapitalismus. Auch
wer — wie der Verfasser — der Meinung
ist, daB die meisten Vertreter der biirokra-
tischen Herrschaft in Osteuropa die Inter-
vention nicht deshalb forderten und befiir-
worteten, weil der Sozialismus in der CSSR
in Gefahr war, sondern weil dieser vom Volk
unterstiitzte Sozialismus mit menschlichem Ge-
sicht eine ernsthafte Gefahr fiir die privile-
gierte und demokratisch nicht legitimierte und
kontrollierte Schicht der im Osten politisch
herrschenden Biirokratie und der im Westen
tkonomisch herrschenden Kapitaleigner wur-
de, wird zugestehen, daB die akute Ge-
fahr fiir die innere Stabilitit des Ost-
blocks 1968 gréBer war als die Gefahr fiir
den westlichen Kapitalismus, die erst mittel-
und langfristig wirksam werden konnte. In
der Tat ist es logisch iiberzeugend, daB der
Ost-West-Gegensatz nur dann durch eine
konvergierende Entwicklung zu iiberwinden
ist, wenn sich nicht nur das &stliche sozia-
listische System zu Freiheit und Demokratie
entwickelt, sondern auch das westliche kapi-
talistische System zum Sozialismus,

Das Risiko, daB eine radikale Liberalisierung
und Demokratisierung in einzelnen Léndern
Osteuropas eine Kettenreaktion hervorruft
und zum schrittweisen Ausbruch aus dem Ost-
block fithren kann, besteht auch dann, wenn
der Westen gar nicht — wie es die 6stliche
Propaganda behauptet — aktiv und bewuBt
mit Hilfe der Konvergenztheorie dieses Ziel
verfolgt. Denn die fiir die innere Stabilitdt
des Ostblodks geféhrliche Anziehungskraft des
‘Westens ergibt sich nicht aus einer bestimmten
westlichen Politik oder aus der intellektuellen
Uberzeugungskraft und Uberlegenheit westli-
cher Ideen, sondern vor allem aus der ma-
teriellen Uberlegenheit der h6her entwickelten
und stdrker konsolidierten westlichen Konsum-
gesellschaft. Schon 1948 schrieb Raymond Aron
in seiner Analyse des Ost-West-Konfliktes,
daB der unterschiedliche Lebensstandard d=n
sowjetischen Biirger ddzu verdamme, das Aus-
land nicht kennenzulernen. Unter diesem Ge-
sichtspunkt hdlt er den Eisernen Vorhang
nicht fiir einen Unfall der sowjetischen Diplo-
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matie, sondern fiir ,die Folge der russischen
Armut” %), Die Sogwirkung des westlichen
Lebensstandards ist ein objektiver Faktor, der
unabhéingig von aggressiven oder friedlichen
Absichten der westlichen Politik im BewuBt-
sein der Bevilkerung das dstliche System in
Frage stellt. Selbst Reformkommunisten fiirch-
ten die Offnung nach Westen, weil der héhere
westliche Lebensstandard in der Bevdlkerung
ein politisches BewuBtsein erzeugen kann, das
die Verbesserung der eigenen Situation durch
die Ubernahme des westlichen Systems an-
strebt, nicht aber durch die Weiter- und

Freiheit und Demokratie im Osten

durch demokratischen Sozialismus im Westen

Aus der Einsicht in die Griinde, aus denen
die osteuropiischen Kommunisten die Kon-
vergenztheorie ablehnen, ist die SchluBfol-
gerung zu ziehen, daB die westliche Politik nur
dann wirksam zur Uberwindung des Ost-West-
Gegensatzes und damit zur Neuvereinigung
Deutschlands beitragen kann, wenn sie njcht
auf eine rein auBenpolitische Entspannungs-
politik beschrénkt bleibt, sondern auch durch
systemiiberwindende innere Reformen das ka-
pitalistische Wirtschafts- und Gesellschafts-
system schrittweise verdndert, Denn nur wenn
sich die westlich-kapitalistische Gesellschaft
zum demokratischen Sozialismus entwickelt,
koénnen sich in Osteuropa die Anhéanger eines
demokratischen Sozialismus mit menschlichem
Gesicht durchsetzen.

Ein Westeuropa, das die bisher nur fir kurze
Zeit in der CSSR annadhernd verwirklichte
Synthese von Freiheif, Demokratie und So-
zialismus durchsetzte, wiirde auf die latenten
freiheitlichen und demokratischen Tendenzen
in ganz Osteuropa ebenso ,ansteckend” und
stimulierend wirken wie das Beispiel der
CSSR 1968. Aber in diesem Fall hatten es die
fihrenden Reprédsentanten des biirokratischen
Sozialismus einerseits nicht so leicht, die
Entwicklung zum demokratischen Sozialismus
mit militarischer Gewalt aufzuhalten. Dariiber
hinaus dirfte eine konvergierende Entwick-
lung Westeuropas, in deren Verlauf das kapi-
talistische System schrittweise durch soziali-
stische Verhiéltnisse iberwunden wird, ohne
daB dabei die liberalen und demokratischen
Freiheiten und Rechte eingeschrénkt oder auf-
gehoben werden, der herrschenden Biirokratie

;)zl;.nymond Aron, Le grand schisme, Paris 1948,
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Hoherentwicklung des oOstlichen Systems Da
zumindest in diesem Jahrzehnt der private
Konsum im Westen hoher sein wird als im
Osten, bleibt das westliche System ein gb- |
jektiver Faktor, der — unabhéngig von der
westlichen AuBenpolitik — bei den inneren
Auseinandersefzungen zwischen Ra{orw.-
munisten und Dogmatikern die Position der
Dogmatiker starkt und daher eine konse-
quente Liberalisierung und Demokratisierung
erschwert. Eine westliche AuBenpolitik der
Entspannung kann diese Wirkung durchaus
einschrinken, aber nicht vallig ausschalten,

in Osteurppa kaum einen liberzeugenden Vor
wurf liefern, die Synthese wvon Freiheit
Demokratie und Sozialismus als ein Mittel
zur Restauration des Kapitalismus zu diffe-
mieren.

Um die Frage zu beantworten, ob wir im Inter-
esse der deutschen Einheit die Entwidklung
Westeuropas zu einem demokratischen Sozié-
lismus akzeptieren kénnen oder ob die Er-
haltung des privatkapitalistischen Wirtschafts-
systems wichtiger ist als die Neuvereinigung
Deutschlands, ist kurz das kapitalististhe
System zu charakterisieren und auf einige
Kriterien eines demokratischen Sozialismus
hinzuweisen. Die folgenden Ausfiihrungen ér
heben keineswegs den Anspruch, eine um
fassende Kapitalismus-Kritik und ein .Re
gierungsprogramm® anzubieten, das zugleich
den demokratischen Sozialismus und die deut
sche Einheit verwirklichen konnte, wenn &
nur die Bundesregierung als ihr Program®
iberndhme, Es geht vielmehr nur darum, #
einer Diskussion herauszufordern, auf eie
Richtung hinzuweisen, in der eine Lasung @&
.deutschen Frage® denkbar ist, und m
Argumente dafiir zu liefern, daB die W
windung des Kapitalismus nicht nur @8
.Preis* fir die deutsche Einheit fir w*
annehmbar wire, sondern auch unabhangid
davon eine sinnvolle politische Zi

ist.

Ein auffalliges Merkmal des zu {iberwindendet
Kapitalismus ist die ungerechte Vermoges
verteilung. In der Bundesrepublik ver
1,7% der privaten Haushalte iiber mehr ==
70%s der Produktivvermogen, Vertreter 8lE
Parteien sehen diese Verméd { thni
die gegen die Idee der Gerechtigkeit ¥e"
stoBt, als skandalos an und befurwortes ¢




Anderung dieses Zustandes mit politischen
Mitteln. Diese Vermogensverteilung verstoBbt
aber auch gegen die Prinzipien der Demo-
' kratie; denn: ,Wer in den Groflerganisationen
der Wirtschaft die Verfiigung iiber Millionen-
werle und tiber Zehntausende von Arbeit-
nehmern hat, der wirtschaftet nicht nur, er
iibt Herrschaftsmacht tiber Menschen aus; die
Abhdngigkeit der Arbeiter und Angestellten
geht weit tber das OUkonomisch-Materielle
hinaus. ... Mit ihrer durch Kartelle und
Verbdnde noch gesteigerten Macht gewinnen
die fithrenden Maénner der GroBwirtschaft
einen EinfluB auf Staat und Politik, der mit
demokratischen Grundsédtzen nicht vereinbar
ist. Sie usurpieren Staatsgewalt. Wirtschaft-
liche Macht wird zu politischer Macht.” %)

Eng verbunden mit der ungerechten Ver-
mogensverteilung und dem Privateigentum an
Produktionsmittel ist die oft ignoriérte Tat-
sache, daB die Prinzipien demokratischer
Meinungs- und Willensbildung und demokra-
tischer Kontrolle der gewihlten Reprasentan-
ten des Volkes auf den politischen Bereich
beschrdnkt und fiir Entscheidungsprozesse im
wirtschaftlichen Bereich weitgehend nicht giil-
tig sind.

Folgenschwerer als der VerstoB gegen die
Prinzipien der Gerechtigkeit und der Demo-
kratie sind die Mafistibe und Mechanismen,
nach denen im kapitalistischen System alle
dkonomischen Entscheidungen gefdllt werden
miissen. Diese MaBstdbe und Mechanismen
machen auch die Unternehmer zu unfreien
Objekten des Systems, indem sie sie dazu
zwingen, ihre Entscheidungen unter dem Ge-
sichtspunkt zu féllen, wie sie den héchsten
Profit erwirtschaften, nicht unter dem Ge-
sichtspunkt, wie die Produktion am wirk-
samsten der Befriedigung der menschlichen
Bediirfnisse dienen kann.

Dif alte Erkenntnis von Marx, daB die
Orientierung am Profit gerade nicht dazu
fihrt, daB die Produktion am besten die
Befriedigung der menschlichen Bediirfnisse
sicherstellt, ist durch den wachsenden Lebens-
standard in der Konsumgesellschaft nicht
widerlegt, sondern nur noch deutlicher her-
vorgehoben worden; denn: ,Wir produzieren
an den wirklichen Bediirfnissen vorbei. Im
marktwirtschaftlichen System konzentrieren
Wir unsere Krifte auf die Gebiete, die Zu-
Wachs und rasche Rendite versprechen. Dabei
kommen die offentlichen, vor allem die

g Grundsatzprogramm der SPD, beschlossen vom
Auderordentlichen Parteitag der SPD in Bad Go-

berg vom 13. bis 15. November 1959, hrsg.
Yom Vorstand der SPD, S. 14.

WS

kommunalen Investitionen und Dienstleistun-
gen zu kurz, obwohl von ihnen in Wahrheit
die Qualitat unseres Lebens abhédngt, Die
Marktwirtschaft mobilisiert Armeen raum-
fressender Automobile dort, wo wir raum-
sparende Massenverkehrsmittel brauchen. Sie
iberschwemmt uns mit Kosmetika und Phar-
mazeutika, wo Krankenhduser und Rehabili-
tationszentren fehlen. Sie zwingt auch noch
dem letzten Mithiirger ein Farbfernsehgerit
auf, bevor sie den Bedarf an Schulen, Biblio-
theken, Universititen und Schwimmbéadern
deckt,” 3)

Diese Kritik stammt nicht von einem jener
scholastischen Pseudomarxisten, die ihre Er-
kenntnisse liber die gegenwirtige Gesellschaft
nur aus dem fleiBigen Studium der Werke
von Marx gewinnen, sondern von einem
Politiker, der seine Einsichten aus der tédglichen
praktischen Auseinandersetzung mit den
Problemen unserer Gesellschaft gewinnt, ndm-
lich vom langjdhrigen Miinchener Oberbiirger-
meister Dr. Hans-Jochen Vogel. Aus seinen
Erfahrungen leitet er die Forderung ab, ,daB
die Politik Vorrang vor der Wirtschaft hat,
ihr Ziele steckt, sie aus der herrschenden in die
dienende Rolle verweist und sie auf diese
Ziele hin unter Kontrolle halt". Zu diesem
Zweck sei eine Erhéhung der Steuerquote
notwendig. ,Jeder von uns wird der Gemein-
schaft einen héheren Beitrag leisten miissen,
wenn die Lebensqualitit nicht weiter absinken,
sondern auf lingere Sicht sogar steigen soll.
Denn der Lebensstandard ist nicht gleich Le-
bensqualitdt, Ja, die Lebensqualitdt sinkt
offenkundig bei steigendem Konsum, Und die
Strafen, die wir fir die MiBachtung dieser
Gesetzméfigkeit zu zahlen haben, sind
hoch." 4)

Wenn auch Vogel niichtern genug ist, in der
Verstaatlichung kein Patentrezept zu sehen,
das alle Probleme list, so gelangt er doch
zu der Schluffolgerung, daB die grofen
Probleme nicht allein durch Reformen im
Rahmen des bestehenden Wirtschaftssystems,
sondern nur durch die Reform des Systems
selbst zu lésen sind. In einem Referat vor
dem Deutschen Stéddtetag 1971 stellte er die
Frage, ,ob einige der von mir beschriebenen
Mingel und Gefahren innerhalb des beste-
henden Wirtschafts- und Gesellschaftssystems
tiberhaupt behoben werden, das heifit, ob die
Stadte unter den Bedingungen der heutigen
Industriegesellschaft {iberhaupt gesunden kén-

) Hans-Jochen Vogel, Mehr Geld fiir die Gemein-
den, in: Der Stern, Nr. 50/71.
49) Ebd.
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nen” %), In seiner Antwort auf diese Frage
spricht er die Befiirchtung aus, .daB die
besten Planungsteams mit modernsten Ver-
waltungs- und Steuerungstechniken ... den
Kampf um die Vermenschlichung der Stadte
nicht gewinnen werden, wenn wir nicht das
System selbst reformieren”. Nachdem Vogel
auf die ,widersinnigen, mitunter sogar zer-
storerischen und unmenschlichen Konsequen-
zen" des Systems hingewiesen hat, das unter
anderem der Bodenspekulation fast unbegrenz-
ten Vorschub leiste und jede private Investi-
tion fiir produktiv, jede o6ffentliche aber fir
unproduktiv halte, fordert er: ,Aber es ist
an der Zeit, das Svstem in seine Schranken
zu weisen und es schrittweise zurilickzudrdn-
gen." )

Der durch die Orientierung am Profit bedingte
Sachzwang des privatkapitalistischen® Wirt-
schaftssystems, der gegenwartig nur zu geringe
Sozialinvestitionen und bei steigendem Kon-
sum eine Verringerung der Qualitdt des
Lebens zur Folge hat, bedroht in schon ab-
sehbarer Zukunft die materiellen und sozialen
Existenzgrundlagen der Menschheit. Am
Massachusetts Institute of Technology in den
USA haben Wissenschaftler in einer mathe-
matischen Systemanalyse errechnet, daf die
Menschheit in einen katastrophalen Zustand
geraten wird, wenn die wirtschaftliche und
gesellschaftliche Entwicklung weiterhin den
dem Industriesystem innewohnenden ,Sach-
zwédngen" iiberlassen bleibt und nicht durch
politische Mittel unter Kontrolle gebracht
werden kann. (Meadows u. a., The Limits to
Growth, New York 1972.) Die Berechnungen
der Wiensschaftler scheinen die Zusammen-
bruchs- und Katastrophentheorie zu bestati-
gen, die Marx im 19. Jahrhundert aufstellte
und die viele durch die Entwicklung des Kapi-
talismus im 20. Jahrhundert als empirisch wi-
derlegt ansahen. Allerdings war die von Marx
unter anderen Voraussetzungen formulierte
Katastrophentheorie wviel weniger pessimi-
stisch; denn der von ihm erwartete Zusammen-
bruch des kapitalistischen Wirtschaftssystems
bildete ja nur die Grundlage fiir die Hoherent-
wicklung der menschlichen Gesellschaft zum
Sozialismus. Dagegen prognostizieren die Wis-
senschaftler auf Grund mathematischer Be-
rechnungen den katastrophalen Zusammen-
bruch der hochentwickelten Industriesysteme
iiberhaupt.

4} In: Die ZEIT v. 4. 6. 1971, S. 12
) Epd,, S, 12,
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Wenn dem éstlichen Kommunismus manchmal
vorgeworfen wurde, er opfere die gegenwdrtig

lebende Generation dem utopischen Gliik

kiinftiger Generationen, so ist dem Privat-

kapitalismus verzuwerfen, dall er die Existenz-

grundlagen der ndchsten Generation der
Menschheit dem privaten Profit und dem
zweifelhaften Massenkonsum der Gegenwart
opfert.

Angesichts dieser die Existenzgrundlagen der

Menschheit bedrohenden Gefahren wird die
Frage der staatlichen Einheit oder Teilung
Deutschlands zu einem relativ nebensachlichen
Problem. Wenn wir aber in Deutschland einen
Beitrag zur Losung der wirklich bedrohlichen
Probleme leisten, konnen wir gleichzeitig die

Frage der deutschen Einheit in Ubereinstim-

mung mit den Lebensinteressen aller Vilker
einer Losung nédherbringen. Denn ein Konzept
systemiiberwindender Reformen, das durd
Entwicklung eines demokratischen Sozialismus
im Westen die Neuvereinigung Deutschlands
auf der Grundlage einer Synthese des west-
lichen und des ostlichen Systems ermoglichen
soll, hat gleichzeitig die Aufgabe, die vem
Sachzwang des kapitalistischen Systems aus-
gehenden Gefahren abzuwenden.

Wenn auch im Rahmen systemiiberwindender
Reformen die private Verfiigungsgewalt der
wenigen Eigentiimer iiber die Produktions-
mittel abzubauen ist, so wird doch die Ver-
staatlichung nur von den Apologeten des
Kapitalismus und von den Vulgarmarxisten
als Hauptproblem angesehen. Wahrend erstere

darin ein Schreckgespenst sehen, das grofies:

Unheil iiber die Menschheit bringen wird,
betrachten es letztere als billiges Patentrezepl,
von dem sie das groBe Heil fiir die Mensd-
heit erwarten. Da in einer gesellschaftlidi
geleiteten und kontrollierten Wirtschaftsord-
nung neue Kriterien fiir 6konomische Ent:
scheidungen und Prioritdten erforderlidl-ﬁﬂf
wenn man die materiellen Mittel im Interessé
der Menschen sinnvoller als in der profit-
orientierten Privatwirtschaft einsetzen will, ist
der Sozialismus nicht nur ein institutionelles
und technokratisches, sondern auch ein norma
tives Problem. Eine systemﬁberwindende'n?‘
formpolitik ist daher nur zu konzipieren auf
der Grundlage eines neuen politischen Den
kens, das fiber die heute vorherrsch
Ansétze hinausgeht und auch in der Lage
ist, iiber Wertprobleme und erlvorste]lm
etwas auszusagen.




Yahrend in den flinfziger und sechziger Jah-
ten das politische Denken der Ost-West-
Konfrontation weitgehend durch Irrationalis-
mus gekennzeichnel war, kann als theoretische
Grundlage der westlichen Entspannungspolitik
und der neuen Deutschland- und Ostpolitik
der Kritische Rationalismus %) angesehen wer-
den. Dieser Kritische Rationalismus ist ge-
wiB ein groBer Fortschritt gegeniiber dem
politischen Irrationalismus des Kalten Krieges
und der alten Wiedervereinigungskonzeption.
Thm ist es gelungen, falsche Vorstellungen,
irreale Hoffhungen und gefdhrliche Fehlein-
sthdtzungen abzubauen. Damit hat er zur
Bewéltidung der Vergangenheit beigetragen,
ohné die es unmoglich ist, einen gangbaren
Weg in die Zukunft zu suchen. Aber er
reichit nicht aus, um die in der Wirklichkeit
enthaltenen konstrukliven Mbglichkeiten fir
egine verniinftige und humane Gesellschaft zu
erkennen und zu verwirklichen.

Das theoretische Problem;, um das es hier
geht und das fiir die politische Praxis von
nicht zu unterschatzender Bedeutung ist, sei
hier kurz mit Hilfe einiger Uberlegungen von
Jean Améry und Bundesminister Eppler er-
ldutert. Jean Améry hat in einer Rezension
des Buches von Hans Albert ,Pladover fiir
kritischen Rationalismus” in der Wochenzei-
tung ,Die Zeit" die Einwéinde gegen den
Kritischen Rationalismus prégnant zusammen-
gefaft. Er anerkennt die Leistungen der kriti-
schen Vernunft fiir die Kritik, hilt sie aber
fir problematisch ,dort, wo sie vor der
Herausforderung steht, geistige Alternativen,
d.i‘ 2ugleich auch soziale und politische sein
miissen, denn anders wiéren sie nicht triftig,
dem Leser vorzuschlagen® *). Die aus der
Methodologie der Naturwissenschaften stam-
mende kritische Vernhunft sei zwar durchaus
nicht immer die gehorsame Dienerin bestehen-
der Ordnungen, doch andererseits konne sie
auch ,keine theoretische und keine existen-
tielle Berufung, bessere Zustiande heraufzu-
fihren”, nachweisen. Améry bewertet die
kritische Vernunft durchaus als ein ,eman-
Zipatorisches Denkangebot”, als notwendige
Schranke gegen die Ausschweifung der spe-
kulativen Vernunft, gegen Dogmatismus und
Schwirmerei. ,Sie enthebt uns jedoch nicht
der Aufgabe, Methoden des Denkens und

erative des Verhaltens zu suchen, die
—

;‘ll In der Wissenschaftstheorie vertreten vor al-
:lmjdurd‘: K:rl l%( Popper und Hans Albert.

N Amery, Kritik der kritischen Vernunft, in:
mﬁfﬁ#l‘ﬂr. lrgﬁl. > X
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Die Grenzen des Kritischen Rationalismus

eine wesentlich formale Ratio uns nicht an
die Hand gibt." *)

Bundesminister Erhard Eppler, der ,das MiB-
trauen gegen jegliche Ideologie” und pragma-
tisches Handeln als gemeinsames Merkmal
seiner Generation der heutigen Mittvierziger
ansieht, stimmt dennoch in einem Artikel
der Auffassung der jiingeren Generation zu,
daB der Pragmatismus selbst zu einer kon-
servativen Ideologie wird: ,Wer sich nur
,pragmatisch’ von Tag zu Tag durchzuwursteln
versucht, kann das Bestehende nicht mehr
in Frage stellen.” ') Sodann begriindet er
die Auffassung, daB der Pragmatismus, der
vorgibt, sich von der jeweiligen ZweckmaBig-
keit und nicht von ideologischen Préamissen
leiten zu lassen, selbst unzweckmaBig wird
und zu Fehlentscheidungen tiber Investitionen
fiihren kann. Besonders langfristige Planungen
erfordern Entscheidungen auf der Grundlage
von Wertungen. ,Und wer gezwungen ist,
langfristig zu planen, stoBt rasch auf die
Frage, worauf er denn hinauswolle. Das alles
geht nicht ohne wissenschaftliche Prognosen,
aber eben auch nicht ohne Wertentscheidun-
gen. Es reicht nicht, festzustellen, was wahr-
scheinlich sein wird, wir sind auch gefragt,
was wir — immer in der Bandbreite des
Mbglichen — haben wollen." *7)

Da die Problematik normativen und empi-
rischen Denkens hier nicht ausfiihrlich zu be-
handeln ist, kann nur thesenartig zusammen-
gefaBt die Richtung angedeutet werden, in
der politisches Denken zur Grundlage einer
progressiven politischen Praxis werden kann.

Um eine politische Konzeption mit einer
realisierbaren Perspektive zu entwickeln, ist
ein zweidimensionales Denken erforderlich,
das sowohl empirisch-analytisch und logisch
als auch normativ ist, also ein Denken, das
die Welt nicht nur empirisch richtig erkennt
und interpretiert, sondern das dariiber hinaus
Normen und Kriterien entwickelt, mit denen
die faktisch vorgefundene Wirklichkeit zu
bewerten und die Richtung fiir ihre bewuBte
Verdnderung zu bestimmen ist. Denn nicht
nur eindimensional normativ-emotionales Den-
ken, auch eindimensional empirisch-analyti-
sches Denken kann nicht zum rationalen
politischen Handeln anleiten und fiithrt daher
zum politischen Irrationalismus, Wéhrend die

%) Ebd.
4%) Berliner Stimme v. 27. Februar 1971, S. 5,
#1) Ebd., S. 5.
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Vertreter eines eindimensional normativen
Denkens zwar wissen, welche Ziele und
Zwedcke sie anstreben wollen, sind sie nicht
in der Lage zu erkennen, mit welchen Mitteln
und Methoden sie diese Ziele verwirklichen
konnen. Mit Hilfe des eindimensional empi-
risch-analytischen Denkens dagegen kann man
sehr wohl erkennen, mit welchen Methoden
und Mitteln bestimmte Ziele und Zwedke zu
verwirklichen sind, aber man weiB nicht,
welche Ziele und Zwecke iiberhaupt erstre-
benswert sind. Um sowohl einen Irrationalis-
mus und Dezisionismus der Ziele und Zwecke
zu vermeiden, der die Konsequenz eindimen-
sional empirischen Denkens ist, als auch den
fiir die politische Praxis nicht weniger schéd-
lichen Irrationalismus und Dezisionismus der
Mittel und Methoden, der aus einem eindimen-
sional normativ-emotionalen und spekulativen
Denken folgt, ist ein zweidimensionales bzw,
dialektisches Denken erforderlich. Die politi-
sche Philosophie der Kritischen Theorie, bzw.
der Frankfurter Schule Adornos und Hork-
heimers, die auch als Beispiel dialektischen
Denkens verstanden wird, erfilllt allerdings
diese Anspriiche nicht *).

Dialektisches Denken verbindet die normativ-
emotionale mit der empirisch-analytischen Di-
mension des Denkens, um gleichzeitig hand-
lungsmotivierendes und handlungsorientie-
rendes Wissen zu erlangen. Die normative
Reflexion ermittelt in Verbindung mit einer
empirischen Analyse der Wirklichkeit reali-
sierbare Zielvorstellungen. Die empirische
Analyse der gesellschaftlichen Entwicklungs-
tendenzen hat gleichzeitig die Aufgabe, zu
erkennen, mit welchen Mitteln, MaBnahmen,
Institutionen und Aktionen die Zielvorstellun-
gen zu verwirklichen sind.

Dieses dialektische politische Denken, das
empirisch-analytische und normative Elemente
verbindet, kann die objektivistische Konver-
genztheorie, nach der Politik iiberfliissig ist,
durch eine normative Komponente ergdnzen.
Auf der Grundlage des dialektischen Denkens
ist in die Konvergenztheorie der Aspekt der
politischen Praxis einzubeziehen, so daB die
friedliche Uberwindung des Ost-West-Gegen-
satzes mnicht mehr fatalistisch von den ob-
jektiven GesetzméBigkeiten der Industriege-
sellschaft erwartet werden muB, sondern zum
bewulBiten Ziel politischen Handelns gemacht
werden kann.

4%) Zum politischen Irrationalismus der Frankfurter
Schule vgl. H. Heimann, Wissenschaftskonzeption,
Pluralismuskritik und politische Praxis der Neuen
Linken, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 14/70,
4. April 1970
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Wenn eine friedliche, humane und gered
Gesellschaft nicht automatisch aus einem Sadh
zwang hervorgeht, sondern nur durch ziebtﬁ.
bige Politik schrittweise zu schaffen ist, dm-
ist zur Verwirklichung dieser Aufgabe die
Mitarbeit der jungen Generation unbedingt
erforderlich. Obwohl auch die gegenwkﬁg_
vorherrschende Konvergenztheorie schon dn-
emotionalen Antikommunismus iiberwunden
hat, wurde sie von der kritischen jungen
Generation abgelehnt oder ignoriert, und
zwar vor allem wegen ihres objektivistisc-
deterministischen und technokratischen Cha-
rakters. Denn auf der Grundlage einer qb..
jektivistisch-deterministischen Theorie derge-
sellschaftlichen Entwicklung akzeptiert der
Mensch, daB die von ihm geschaffene techno-
logische und institutionelle Wirklichkeit zum
aktiven Subjekt wird, der er sich selbst als
Objekt passiv anpassen und unterwerfen mul,
der er seine Bediirfnisse und seine Wert- und
Zielvorstellungen unterzuordnen hat.

Eine Theorie dagegen, die die junge Gnnﬁ-
tion zur Mitarbeit gewinnen soll, darf
nicht mit der optimistischen Prognose h_&_
gniigen, daB sich die bestehenden Gesell-
schaftssysteme aus einem technologischen
Sachzwang in einer erfreulichen Richtung ent-
wickeln, sondern sie muB auch normativ sein
und MaBstdbe fiir die Kritik an der bestehen
den Ordnung und Kriterien fiir eine besseré
und gerechtere Gesellschaft enthalten. Und
sie muB dariiber hinaus den Menschen helfen
zu erkennen, auf welchem Wege und durd
welche politische Praxis sie die technologisde,
dkonomische und gesellschaftliche Entwicklung
bewuBt in Ubereinstimmung mit ihren Be
diirfnissen, Interessen und Wert- und Ziek
vorstellungen beeinflussen und planen kénnen.
Zweidimensionales Denken, die dialektisthe
Verbindung der empirischen und der norma:
tiven Dimension, kann die Menschen davor
bewahren, ihre Krifte fiir unerreichbare Ziele
zu vergeuden oder aber durchaus erreichbare
Ziele mit unangemessenen Mitteln verwirt
lichen zu wollen.

Demokratischer Sozialismus und
antikapitalistische Haltung
der jungen Generation

Fir die kritische junge Generation gT!II!ll"ip
lich annehmbar ist eine Konzeption des demé"
kratischen Sozialismus und der pro

Konvergenz beider Systeme deshalb, '_ *
ihren antikapitalistischen und antibUro&r®
schen Wert- und Zielvorstellungen mteeﬁ*

kommt. Das Engagement der ]ungm




tion konnte aber nicht nur helfen, den demo-
kratischen Sozialismus zu verwirklichen. Diese
Konzeption konnte auch dazu beitragen, das
durch die Protestbewegung geweckte Engage-
ment in politisch wirksamer Form weiterzu-
entwickeln und zu verhindern, daB es wir-
kungslos bleibt, weil es sich in Aktionismus,
dogmatischem Sektierertum, realitdtsfernem
Utopismus oder Neokonformismus verliert.
Diese Gefahren sind deshalb so groB, weil
auch das politische Denken der Neuen Linken
weitgehend eindimensional ist, ndmlich ein-
seitig normativ-emotional wie das Denken der
Vertreter der traditionellen Wiedervereini-
gungskonzeption. Da sie auf eine Analyse der
Bedingungen fiir zwedkrationales politisches
Handeln verzichten, verfiigen sie nur tiber ein
handlungsmotivierendes, aber nicht tiber ein
handlungsorientierendes Wissen, das ihnen
sagt, mit welchen Mitteln und Methoden sie
ihre Ziele verwirklichen kénnen.

Eine Konzeption des demokratischen Sozialis-
mus bietet auch die Moglichkeit, sich mit der
irrealen Revolutionskonzeption der jungen
Generation auseinanderzusetzen und ihre un-
klare Haltung zur parlamentarischen Demo-
kratie zu beeinflussen. Gegenwirtig besteht
die Gefahr, daB die iiberwiegend antikapitali-
stisch eingestellte junge Generation auch der
parlamentarischen Demokratie gegeniiber eine
skeptische, gleichgiiltige oder sogar ableh-
nende Haltung entwickelt, weil viele glauben,
sie sei nur die politische Form, die es den Be-
sitzenden erméglicht, ihre 6konomische Herr-
schaft uneingeschrankt auszuiiben. Diese fiir
die Zukunft der Demokratie bedenkliche Hal-
tung kénnte sich d@ndern, wenn durch eine
scrittweise Entwicklung zum Sozialismus zu
zeigen wire, daB die liberale, rechtsstaatliche
und parlamentarische Demokratie auch die
politische Form sein kann, die es der grofen
Mehrheit der 6konomisch Abhéngigen ermég-
licht, die Herrschaft und die Privilegien der
kleinen Minderheit, die iiber die Produktions-
mittel verfiigt, abzubauen und die Prinzipien
der Demokratie, Mitbestimmung und Selbstbe-
simmung auf alle Bereiche der Gesellschaft
auszudehnen, anstatt sie auch im politischen
Bereich aufzuheben.

Anders als beim herrschenden Kommunismus,
der noch immer der Kommunismus der Herr-
sthenden ist, geht es hier um eine Konzeption
des Sozialismus, die im doppelten Sinne de-
mokratisch ist: Nicht nur das Ziel ist demo-
kratisch, namlich eine in allen Bereichen de-
mokratisch strukturierte Gesellschaft, auch der
‘.VEQ' die Mittel und Methoden zur Verwirk-
liung dieses Zieles sind es.

kiﬁ

Obwohl in der parlamentarisch-reprdsentati-
ven Demokratie die demokratische Beteili-
gung der Bevolkerung weitgehend auf die
‘Wahl von Reprisentanten beschrinkt bleibt,
ist ihre Abschaffung zugunsten einer direkten
und radikalen Demokratie kein Mittel fur eine
weitere Demokratisierung. Denn eine direkte
und radikale Demokratie ist nur in einer ziem-
lich kleinen Gemeinschaft funktionsfahig. Um
immer mehr Menschen an den sie betreffen-
den Entscheidungen zu beteiligen, ist nur eine
Synthese parlamentarisch-reprisentativer und
direkier Demokratie moglich, indem die repra-
sentative Demokratie — unter anderem durch
Basisarbeit und Erweiterung der innerpartei-
lichen und innerverbandlichen Demokratie —
durch Elemente direkter Demokratie ergdnzt
wird.

Fir den friedlichen und demokratischen Weg
zum Sozialismus spricht nicht nur das pragma-
tische Argument, daB in den hochentwidkelten
Industriegesellschaften keine revolutiondre
Situation besteht und revolutiondre Erhebun-
gen daher keine Erfolgschancen haben, Es gibt
auch noch ein grundsdtzliches Argument ge-
gen eine Konzeption der revolutiondren
Machtergreifung in der gegenwértigen Demo-
kratie. Wahrend in einer Diktatur die revolu-
tiondre Strategie mit dem Argument zu recht-
fertigen ist, daB die Mehrheit der Bevélkerung
gar keine legale Mdglichkeit zur Durchsetzung
ihrer Interessen besitzt, kann sich eine poli-
tische Bewegung in einem demokratischen
Staat nur unter den beiden folgenden Voraus-
setzungen fiir eine revolutionire Kampfme-
thode entscheiden: Wenn die Mehrheit der
Bevélkerung die Ziele der revolutiondren Par-
tei ablehnt und wenn sich diese auch gar nicht
bemithen will, fiir die Durchsetzung ihrer
Ziele die Zustimmung der Bevdlkerung zu er-
halten. Sie will also die politische Macht ohne
die Zustimmung, ja gegen den Willen der
Mehrheit erobern und ausiiben; allerdings in
der elitaren Uberzeugung, das zwar gegen den
subjektiven Willen, aber doch im objektiven
Interesse der grofien Mehrheit zu tun, die zu-
nachst mit Gewalt, durch eine Erziehungsdik-
tatur, zu der emanzipatorischen Einsicht ge-
zwungen werden muB, daB die politische Herr-
schaft dieser bewuBten Minderheit im objek-
tiven Interesse der bewultlosen Mehrheit
liegt. Im Gegensatz zu dieser elitdren Revolu-
tionstheorie ist aus der historischen Erfah-
rung die SchluBfolgerung zu ziehen, daB nicht
eine Erziehungsdiktatur, eine Erziehungsdemo-
kratie, sondern eine angemessene Methode zur
Verwirklichung eines demokratischen Sozialis-
mus sein kann.
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Verdnderung des innenpolitischen Status quo in Ost und West

Die Konzeption des demokratischen Sozialis-
mus kann die Grundlage fiir eine Politik zur
Uberwindung des Ost-West-Gegensatzes und
daher auch fiir die Neuvereinigung Deutsch-
lands werden, weil sie von der Einsicht aus-
geht, daB infolge des atomaren Gleichgewichts
und der inneren Stabilitdt der Systeme in Ost
und West diese Ziele nicht als auBenpolitischer
und gesellschaftspolitischer Sieg des Westens
iiber den Osten — oder umgekehrt — zu ver-
wirklichen sind. Eine Losung des Ost-West-
Konfliktes durch den Sieg einer Seite ist aber
nicht nur aus machtpolitischen Griinden un-
méglich, sondern auch aus innenpolitischen
Griinden nicht wiinschenswert. Denn die Ideo-
logien beider Seiten, die den Gegensatz verab-
solutieren, haben die innenpolitische Funktion,
das politische Interesse und Wollen auf aufien-
politische Probleme zu fixieren und von innen-
politischen Aufgaben abzulenken, Gerade die-
jenigen, die im feindlichen Lager die Revolu-
tion wiinschen, bekdmpfen in der eigenen Ge-
sellschaft die Evolution. Sie motchten den au-
Benpolitischen Status quo zwischen Ost und
West zugunsten des eigenen Blodkes verdn-
dern, aber den innenpolitischen Status quo im
Interesse ihrer Herrschaft und ihrer Privilegien
unverdndert erhalten.

Die Konzeption fiir die friedliche Uberwin-
dung des Ost-West-Gegensatzes geht dagegen
von der Voraussetzung aus, daB der iiber die
Zukunft der Menschheit entscheidende Kampf
nicht die auBen- und machtpolitische Ausein-
andersetzung zwischen Ost und West ist, son-
dern die innenpolitische Auseinandersefzung
zwischen dogmatischen und progressiven
Kriiften innerhalb des Ostens und des We-
stens. Diese Auseinandersetzung ist aber nicht
nur als Kampf gegen bestimmte Personen-
gruppen zu verstehen, sondern vor allem auch
als sachliches Bemiihen um Losung der drén-
genden Probleme. Vorteilhaft fiir eine fried-
liche Zukunft und fiir den Aufbau einer ge-
rechteren Gesellschaft ist es allein, innerhalb
des Ostens und des Westens die Macht und
die Privilegien der Herrschenden gegeniiber
dem Volk einzuschranken und gleichzeitig den
innenpolitischen Status quo in beiden Blédken
durch systemiiberwindende Reformen so zu
verdndern, dafi die Wurzeln der Aggressivi-
tdat, der unversohnlichen Feindschaft, der
Spannungen und der méglichen Kriege besei-
tigt und Elemente einer konvergierenden Ent-
wicklung verstirkt und neu geschaffen wer-
den.

Die in Ost und West zu losenden Sachfragen
machen eine solche politische Konzeption not-
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wendig, weil sie es nicht auf die Dauer er-
lauben, von diesen Fragen abzulenken und die
zu ihrer Losung nolwendigen Mittel fiir eln
sinnloses Wetlriisten zu vergeuden. Dennody
folgt aus diesen Sachfragen nicht auton_;uﬁg
die Verstidndigungsbereitschaft. Eine
behrliche Grundlage fiir eine Politik der Ver-
sbhnung ist ein intellektueller Wandel der
Menschen, eine Entwicklung vom Freund-
Feind-Denken zum dialogischen Denken, Dig-
ser Wandel, der die Relativierung des Osl
West-Gegensatzes beinhaltet, wurde

stigt durch persoénliche Begegnungen und [
kussionen zwischen Menschen aus Ost und
West, zwischen Anhangern unterschiedlicher
politischer und weltanschaulicher Positionen,

Eine relativierende Haltung gegeniiber kon-
kurrierenden Ideen und Weltanschauungen
war auch die Grundlage eines intensiven Dia-
loges, der schon Mitte der sechziger Jahre
zwischen progressiven Vertretern des Marxis-
mus und des Christentums stattfand *). Die
Qualitdt der Partner in diesem Dialog fithrie
zwar zu einer beachtlichen geistigen und theo:
retischen Konvergenz, aber infolge der gerin-
gen Zahl der Beteiligten und der fehlenden
Verbindung zu realen politischen Bewegun:
gen — mit Ausnahme der CSSR 1968 — hal
er kaum zur praktischen Konvergenz der
feindlichen Welten beigetragen, Wenn e
aber zukiinftig gelinge, diesen Dialog im Zu:
sammenhang mit konkreten politischen Auf
gaben und Zielsetzungen aul eine breitere
Basis zu stellen und auch die Sozialdemokratie
und die Neue Linke in eine solche Auseinan:
dersetzung mit einzubeziehen, bestiinde die
Chance, die getrennten Strémungen des §o-
zialismus — vor allem die sozialdemokr
tische, die christliche, die kommunistische und
die Neue Linke — zu einer politischen Kralt
werden zu lassen, die trotz unterschiedlicer
Tendenzen gemeinsam fiir die Lésung der
Aufgaben unserer Zeit wirken konnte. Hiné
solche Kraft wire stark genug, in Ost und
West systemiiberwindende Reformen in Ridw
tung eines demokratischen Sozialismus durd
zusetzen und den Ost-West-Gegensatz friéd:
lich zu iiberwinden.

Im Rahmen einer solchen friedlichen Uberwif®
dung des Ost-West-Gegensatzes ist auch einé
Konzeption fiir die Neuvereinigung Deu
—— e
®) Vgl, Christentum und Marxismus heute, &

sprache der Paulus-Gesellschaft, hrsg. von |
Kellner, Wien/Frankfurt/Ziirich 1966 und die ml

G. Nenning in Wien herausgegebens

«Neues Forum",




Jands zu entwickeln, die nicht gegen die Mini-
malforderung der Staats- und Gesellschafts-
rason beider Systeme verstofit und daher fiir
unsere westlichen und 6stlichen Nachbarn an-
nehmbar ist. Annehmbar fiir beide Seiten ist
eine Politik fiir die Neuvereinigung Deutsch-
lands, wenn sie nicht die machtpolitische Star-
kung des einen Blockes zum Ziel oder zur
Konsequenz hat und wenn sie nicht zu einem
Faktor werden kann, der im Osten oder im
Westen einen Umsturz der bestehenden Ge-
sellschaftsordnung zugunsten des konkurrie-
renden Systems begiinstigen konnte. Da das
der Fall wire, wenn bei einer Vereinigung die
herrschenden westlichen oder 6stlichen Ver-
haltnisse innerhalb kurzer Frist auf ganz
Deutschland ausgedehnt wiirden, ist ein ein-
heitliches Deutschland, das nur mit Zustim-
mung der westlichen und der dstlichen Méchte
zustande kommen kann, weder auf der Grund-
lage des westlichen kapitalistischen Wirt-
schaftssystems noch des Ostlichen politischen
Systems der Parteiherrschaft mdglich. Mit
der Staats- und Gesellschaftsrdson unserer
westlichen und 6stlichen Nachbarn zu verein-
baren ist dagegen ein neuvereinigtes Deutsch-
land, das auBenpolitisch eine Briicke zwischen
Ost und West bildet und das eine neue poli-
tische, gesellschaftliche und wirtschaftliche
Ordnung entwickelt, die als Synthese beider
Systeme sowohl demokratisch und freiheitlich-
rechisstaatlich als auch sozialistisch ist,

Damit die Idee einer Neuvereinigung Deutsch-
lands und Europas durch progressive Konver-
genz der konkurrierenden Systeme zu einer
realisierbaren Konzeption wird, ist es nicht
notwendig, ein fertiges Gemélde einer idealen
sozialistischen Gesellschaft zu entwerfen und
e_in Patentrezept fiir den Weg zu diesem Ziel zu
liefern, Aber es ist notwendig, die allgemeinen
Kriterien einer Synthese von Freiheit und So-
zialismus zu nennen, empirisch nachzuweisen,
daB diese Synthese als reale Méglichkeit schon
in den bestehenden Verhiltnissen und Ent-
widklungstendenzen in Ost und West angelegt
ist und die allgemeine Richtung aufzuzeigen,
In der diese reale Moglichkeit durch zielstre-
bige politische Arbeit zu verwirklichen ist.

Ein konkretes Programm fiir eine evolutiondre
Neuvereinigung kann — da wir ja den Allein-
Vertretungsanspruch  aufgegeben haben —
Dicit allein in der Bundesrepublik entworfen
‘aferden, sondern kann nur Ziel und Ergebnis
emer langfristigen und intensiven gesamt-
dgutschen Auseinandersetzung sein, in der wir
die:von der SED gestellte Frage aufgreifen
mussen, wie das kiinftige einheitliche Deutsch-
land aussehen soll.

21

Trotz der gegenwdrtig von der SED erhobenen
Forderung nach verstdrkter ideologischer Ab-
grenzung kann es kiinftig moglich werden, die
Bevolkerung der DDR durch intensive Kon-
takte und Diskussionen in eine Auseinander-
setzung um die Zukunft Deutschlands einzube-
ziehen. Die dazu erforderlichen Kontakte sind
allerdings nur mit Zustimmung der DDR her-
zustellen, die sie nur in dem MaBe zulassen
wird, in dem sie mit ihrer Staats- und Gesell-
schaftsrason zu vereinbaren sind. Da solche
Kontakte fiir die DDR die geringsten Gefah-
ren enthalten, wenn sie international aner-
kannt ist und ihre Existenz weder von der
Bundesrepublik noch von der eigenen Bevolke-
rung in Frage gestellt wird, muBl die Bundes-
republik die weitere Konsolidierung der DDR
begiinstigen.

Wenn diese Diskussionen und Kontakte dazu
beitragen sollen, eine konvergierende Ent-
wicklung beider Teile Deutschlands einzulei-
ten, darf es sich jedoch nicht nur um rein
«menschliche” Kontakte auf privater Ebene
handeln, sondern dann brauchen wir vor allem
auch politische Kontakte mit den Funktionéa-
ren, die ja die zukiinftige Entwicklung der DDR
entscheidend beeinflussen. Das Denken und
Handeln dieser Funktiondre jst nicht durch
eine ,bose’ Ideologie, sondern wird von zahl-
reichen Faktoren beeinflufit. Einer jener Fak-
toren, die in der Vergangenheit und teilweise
noch heute ihr Denken und Handeln negativ
beeinflussen, sind die Verstandnislosigkeit,
der pharisdische Hochmut, die undifferenzierte
Feindseligkeit aus dem Westen. Wenn wir
vom Westen aus versuchen wollen, das Den-
ken dieser Funktiondre zu beeinflussen und
zu dndern, miissen wir zundchst unser eigenes
Denken dndern und auf einen Dialog einstel-
len. Und wenn wir wollen, daB sie die Verhalt-
nisse in der DDR in Richtung eines demokrati-
schen Sozialismus wverdndern, miissen wir
ihnen mit entsprechenden Bemiihungen in der
Bundesrepublik vorangehen.

‘Wird die Konzeption eines demokratischen So-
zialismus in Deutschland, und zwar in Ost und
West, zur Grundlage der Politik, so stellt es
sich nur an die Spitze von gesellschaftspoliti-
schen Bemiihungen, die in allen Landern not-
wendig sind, um die inneren Probleme beider
Gesellschaften zu lésen und durch eine fried-
liche Uberwindung des Ost-West-Gegensatzes
das Uberleben der Menschheit zu sichern.
Isaac Deutscher schreibt in der SchluBbetrach-
tung zu seinem Buch ,Die unvollendete Revo-
lution”, daB der gesellschaftliche Status quo
keine Basis biete fiir die Lésung der Probleme
und fiir das Uberleben der Menschheit. Auch
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ein auf unabsehbare Zeit hinausgezogener
Stillstand, garantiert durch die nuklearen Ab-
schreckungsmittel, wiirde zum endgiiltigen Un-
tergang der Menschheit flihren: ,Die Mensch-
heit bedarf fiir ihr bloBes Uberleben der Einig-
keit." 89)

Was ist kennzeichnend fiir diesen gesellschaft-
lichen Status quo, der todliche Gefahren fur
die Menschheit enthdlt und nicht verewigt
werden darf? Der Begriff ,Unvollendete Revo-
lution”, den Deutscher zur Charakterisierung
der etablierten kommunistischen Gesellschaf-
ten benutzt, eignet sich auch zur Kennzeich-
nung des gesellschaftlichen Status quo im We-
sten, So wie im Osten die sozialistische Revo-
lution wesentliche Hoffnungen und Verspre-
chen noch nicht erfiillt hat, so ist im Westen die
demokratisch-liberale Revolution inkonsequent
und unvollendet geblieben. Wenn auch die
progressive Konvergenz zwischen Ost und
West die Geschichte nicht zu einem vollende-
ten AbschluB bringen wird, so kann sie doch
einige entscheidende emanzipatorische Ver-
sprechen der unvollendeten Revolution des
Westens und des Ostens einlésen. Unter die-
sem Gesichtspunkt ist die Konvergenz und
Synthese beider Systeme nicht als pragmati-
scher KompromiB zu verstehen, bei dem beide
Seiten etwas aufgeben und sich auf einer mitt-
leren Ebene treffen. Ziel ist nicht die unmég-
liche Synthese von Freiheit und Totalitaris-
mus, Sozialismus und Kapitalismus, bei der
der Westen etwas Freiheit und Demokratie
aufgibt und etwas Totalitarismus iibernimmt,
wihrend der Osten etwas Sozialismus aufgibt
und dafiir etwas Kapitalismus tibernimmt; Ziel
ist vielmehr die notwendige Synthese von
Freiheil, Demokralie und Sozialismus. Wenn
der Westen nicht totalitire Elemente iiber-
nimmt, sondern den Kapitalismus {iberwindet,
und der Osten nicht kapitalistische Elemente
iibernimmt, sondern die biirokratische Dikta-
tur {iberwindet, fiihrt die Konvergenz zu mehr
Freiheit als gegenwirtig im Westen verwirk-
licht ist und zu mehr Sozialismus als gegen-
wirtig im Osten praktiziert wird, Die beiden
Systeme iiberwinden ihre Gegensidtze also
nicht, indem sie sich auf einer mittleren
Ebene, sondern auf einer héheren Ebene tref-
fen.

Die sozialistische Revolution des Ostens blieb
bisher unvollendet, weil Sozialismus ohne
Freiheit und Demokratie bedeutet, daB die
Masse der Bevélkerung die Chancen fiir die
freie Entfaltung aller schipferischen Féhigkei-

5) Isaac Deutscher, Die unvollendete Revolution,
Frankfurt 1970, S. 102.
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ten der Menschen, die der Sozialismus _
nur unzureichend nutzen kann, Isaac Deutscher

fordert daher fiir die Verdnderung des gesell-

schaftlichen Status quo im Osten: ,Sie (die So-

wijetgesellschaft, H, H.) muB sich die Kontrolle

iber ihre Regierung verschaffen und den Staat,
der sich so lange hoch iber die Gesellschaft
erhoben hatte, in ein Instrument des demokra-
tisch ausgedriickten Willens und Interesses des
Volkes verwandeln. Sie muB als erstes die
Meinungs- und Vereinsfreiheit wiederherstels
len.* )

Deutscher betont sodann, dall Meinungs- und
Vereinsfreiheit in einer sozialistischen Gesell:
schaft eine viel groBere emanzipatorische Wi
kung haben als im Kapitalismus. Nicht nur der
Sozialist Isaac Deutscher sieht diese Tatsache,
sondern auch der Liberale Ralf Dahrendorf,
wenn er schreibt: ,In der Weimarer Repl.lbll'k
gab es formell die Rolle des Staatsbiirgers fiir
alle, aber diese Garantie wurde untergraben
durch die fehlenden sozialen Voraussetzungen
ihrer Realisierung. In der DDR gibt es diese
Voraussetzungen, aber die Realisierung wird
unterbunden durch das Verbot jener Biirger-
rechte, die zum Bestand der Verfassung der
Freiheit gehéren. ... aber es gibt eine Gesell
schaft, die es ihren Menschen ermdglichen
wiirde, von diesen Freiheiten Gebrauch zu
machen, wenn es sie gébe." )

Auch die liberal-demokratische Revolution des
Westens blieb unvollendet, weil ohne Sozia-
lismus die Mehrheit des Volkes die emanzipa-
torischen Maglichkeiten, die Freiheit und
Demokratie enthalten, nur unzureichend nuts
zen kann. Erst die durch Konvergenz zu schaf-
fende Synthese von Freiheit, Demokratie und
Sozialismus vollendet auf evolutiondrem Wege
die unvollendeten Revolutionen des Westens
und des Ostens und ermoglicht es dem ganzen
Volk, die in beiden Systemen schon enthalte-
nen emanzipatorischen Moglichkeiten tatsdch:
lich zu verwirklichen.

Bei den Bemiihungen, die unvollendeten Re-
volutionen auf evolutiondrem Wege weiter
entwickeln, kénnen die europédischen Volker
die Initiative ergreifen, weil sie infolge ihrer
bisherigen Geschichte die besten Vorausset:
zungen besitzen, die Synthese von Freiheil
Demokratie und Sozialismus zu verwirklichen.
Denn wihrend der Sowjetunion eine liberal
demokratische und den USA eine sozialististhe
Tradition fehlt, besitzen die europdischen Staa-
ten, einschlieBlich einiger osteuropdischer Lan-

) Ebd,, S. 94.
i) Ralf Dahrendorf, Gesellschaft und Demokratie
in Deutschland, Stuttgart/Hamburg o. J., 8.
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. wyor allem die CSSR, gleichzeitig eine
eral-demokratische und eine sozialistische
Tradition.

Um den Erfolg einer solchen europdischen Ini-
tiative nicht ernsthaft in Frage zu stellen,
diirfte sie sich keineswegs von antiamerikani-
schen und antisowjetischen Tendenzen leiten
lassen. Denn diese wiirden innerhalb der
Machteliten der beiden Supermachte gerade
die konservativ-reaktiondren Krifte stdrken,
die bereit wéren, die Entwicklung zu einem
menschlichen Sozialismus mit Waffengewalt
m verhindern. Auch alle Absichten, einzelne
Linder Osteuropas von der Sowjetunion zu
trennen und den ,Zersetzungsprozefi sowjeti-
scher Macht” zu fordern, wie es z. B. Wolfgang
Horlacher ®) vorschlégt, erschweren nur die
friedliche Uberwindung des Ost-West-Gegen-
satzes durch progressive Konvergenz. Denn
die Synthese von Freiheit, Demokratie und So-
zialismus ist nicht im Kampf Europas gegen die
USA und die Sowjetunion zu verwirklichen,
sondern nur gemeinsam mit den progressiven

¥ Wolfgang Horlacher, Das rote Bleigewicht
— Bonn und Siidosteuropa, Freudenstadt 1970,

8

Kriften der amerikanischen und der sowjeti-
schen Gesellschaft. ;

Ist es der Bundesregierung durch ihre neue
Deutschland- und Ostpolitik schon gelungen,
«den Weg nach vorn zu 6ffnen”, wie es Bun-
deskanzler Willy Brandt formulierte? Ist diese
Politik schon ein erster Schritt zur evolutio-
ndaren Weiterentwicklung der unvollendeten
Revolutionen des Westens und des Ostens?

Der Bundesregierung ist es gelungen, die
Mehrheit des deutschen Volkes zu iiberzeu-
gen, daB die alte Politik keine Perspektive
enthielt und immer tiefer in eine ausweglose
Sackgasse fiihrte. Das bewahrt uns davor, wei-
terhin in einer nachweislich falschen Richtung
einen Weg in die Zukunft zu suchen. Wenn
auch iiber den langfristigen neuen Weg noch
wenig Klarheit besteht, so hat die neue Poli-
tik aber doch die Richtung angezeigt, in der
ein Weg in die Zukunft zu bauen ist. Gerade
weil die langfristige Perspektive der neuen
Politik noch so unklar ist, wird andererseits
besonders deutlich, wie notwendig ein politi-
sches Denken ist, das iiber die aktuellen Pro-
bleme und Aufgaben hinausgeht.
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Horst Heimann: Demokratischer Sozialismus in Ost und West. Die Deutschland-
und Ostpolitik: Anregungen zu einer konkreten Utopie

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 36-37/72

Die neue Deutschland- und Ostpolitik ist die spite Konsequenz der Westintegration der
Bundesrepublik und der Anpassung an die Entspannungspolitik des Westens. Obwohl
die Bundesregierung am Bekenntnis zur deutschen Einheit festhdlt, ist auch im Rahmen
der neuen Politik kein praktischer Weg erkennbar, auf dem wir der Wiedervereinigung
nidher kommen koénnten. Denkbar ist die Vereinigung Deutschlands nur langfristig im
Zusammenhang mit einer friedlichen Uberwindung des Ost-West-Gegensatzes. Obwohl
die Konvergenztheorie die Angleichung der beiden Systeme voraussagt, bietet sie keine
ausreichende theoretische Grundlage fiir eine zielstrebige Politik der Neuvereinigung;
denn sie erwartet die Uberwindung des Ost-West-Gegensatzes nicht von bewubBter Politik,
sondern als automatische Folge des in den Industriegesellschaften in Ost und West wirken-
den Sachzwanges.

Die osteuropdischen Kommunisten haben die Konvergenztheorie und den Gedanken einer
Synthese nicht aus ideologischen Prinzipien abgelehnt, sondern aus praktischen Griinden,
weil sie fiirchten, diese Idee kénne zur Restauration des Kapitalismus in Osteuropa
fiihren. Die bisher immer wieder unterdriickten Tendenzen zur Synthese von Freiheit,
Demokratie und Sozialismus kénnen sich in Osteuropa daher nur durchsetzen, wenn ihnen
eine entsprechende Entwicklung zum demokratischen Sozialismus in Westeuropa ent-
gegenkommt. Eine Neuvereinigung Deutschlands ist lediglich méglich durch eine Gesell-
schaftspolitik, die in Westeuropa durch systemiiberwindende Reformen schrittweise das
kapitalistische Wirtschaftssystem und in Osteuropa das politische System der biirokra-
tischen Parteiherrschaft iiberwindet.

Eine Konzeption des demokratischen Sozialismus ist nur zu entwickeln auf der Grund-
lage eines neuen Denkens, das iiber die positivistisch-technokratische Position und theorie-
losen Pragmatismus hinausgeht und normative Reflexionen mit empirisch-analytischem
Denken verbindet. Eine solche Konzeption ist auch geeignet, die antikapitalistisch einge-
stellte kritische junge Generation fiir eine konstruktive Mitarbeit zu gewinnen,

B 36-37



	Impressum
	Demokratischer Sozialismus in Ost und West Die Deutschland-und Ostpolitik: Anregungen zu einer konkreten Utopie
	Die Deutschland-und Ostpolitik der Kleinen Koalition — Anpassung an die Entspannungspolitik des Westens 
	Die Grundlage der traditionellen Wiedervereinigungskonzeption 
	Wiedervereinigungskonzeption und politischer Irrationalismus 
	Die Bedeutung der neuen Deutschland-und Ostpolitik für die Interessen der Bevölkerung der DDR und für die deutsche Einheit 
	Deutsche Einheit nur durch friedliche Überwindung des Ost-West-Gegensatzes 
	Konvergenztheorie — Grundlage für eine realistische Konzeption der deutschen Einheit? 
	Freiheit und Demokratie im Osten durch demokratischen Sozialismus im Westen 
	Die Grenzen des Kritischen Rationalismus 
	Veränderung des innenpolitischen Status quo in Ost und West 


